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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Mittels parlamentarischer Initiative beabsichtigte Michael Töngi (gp, LU),
Bundesangestellte zu verpflichten, per Bahn zu reisen, wenn die Reisezeit weniger als
acht Stunden dauert. Die momentan geltende Empfehlung, bei fünf- bis sechsstündigen
Reisezeiten die Bahn zu nutzen, genüge nicht. Vor allem aus ökologischen Gründen sei
eine Bahnreise einer Flugreise vorzuziehen. 
Mit 15 zu 10 Stimmen beantragte die SPK-NR im August 2020, dem Vorstoss keine Folge
zu geben. Die Mehrheit der Kommission sah keinen Handlungsbedarf, da die
Verwaltungsangestellten für das Thema sowieso bereits sensibilisiert seien und der
Bundesrat erst kürzlich einen Aktionsplan «Flugreisen» in Kraft gesetzt habe, der zu
einer Bahnreise verpflichtet, wenn die Reisezeit weniger als sechs Stunden beträgt. Man
müsse zuerst abwarten, wie diese neue Regelung wirke. Zudem sei aus ökologischer
Perspektive nicht die Wahl des Verkehrsmittels per se, sondern der ökologische
Fussabdruck der gesamten Reise zentral. Andri Silberschmidt (fdp, ZH) fügte den
Kommissionsargumenten zudem den Umstand hinzu, dass der Bund bereits heute
sämtliche CO2-Emmissionen kompensiere. Deshalb würde die Forderung von Michael
Töngi «auch klimapolitisch keinen grossen Mehrwert schaffen».
In seinem Plädoyer für sein Anliegen, das in der Herbstsession 2020 in der grossen
Kammer beraten wurde, rechnete Töngi vor, dass die Bundesangestellten im Jahr 2019
insgesamt rund 1'600 mal um die Erde geflogen seien. Zwar habe der Bund einiges
unternommen, aber seit 2006 hätten die Flugreisen um 24 Prozent zugenommen – vor
allem nach Brüssel, Rom und London werde meistens das Flugzeug gewählt. Die aktuelle
Regelung sehe zudem vor, dass nach wie vor das Flugzeug gewählt werden dürfe, wenn
man damit auf eine Übernachtung vor Ort verzichten könne, was verhindere, dass für
nahe Städte eher die Bahn gewählt würde.  Eine letztlich doch recht knappe Mehrheit
von 99 zu 85 Stimmen (1 Enthaltung) sah dies ähnlich und versenkte die
parlamentarische Initiative. Unterstützt wurde die Idee von den geschlossenen
Fraktionen der SP, der GLP und der GP und von drei Bürgerlichen (Lukas Reimann (svp,
SG), Anna Giacometti (fdp, GR) und Christoph Eymann (ldp, BS)).
Freilich dürfte die Frage nach der Wahl des Verkehrsmittels damit noch nicht gänzlich
vom Tisch sein. Einer weiteren parlamentarischen Initiative Töngi (Pa.Iv. 19.407), mit der
die Parlamentsmitglieder zur Vermeidung von Flugreisen verpflichtet werden sollen,
war nämlich im Februar 2020 von beiden Büros Folge gegeben worden. Ausstehend war
zudem eine Motion (Mo. 20.3026) von Katharina Prelicz-Huber (gp, ZH), die auch eine
Reduktion der Flugreiseemissionen von Bundesratsmitgliedern fordert. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.09.2020
MARC BÜHLMANN

Parlamentsmandat

Parlamentsangehörige sollen per Bahn statt mit dem Flugzeug reisen, um einen Beitrag
zum Klimaschutz zu leisten, forderte Michael Töngi (gp, LU) mit einer parlamentarischen
Initiative. Es soll gesetzlich geregelt werden, dass vom Bund finanzierte Reisen für
Parlamentsangehörige mit der Bahn absolviert werden müssen, wenn sie weniger als
acht Stunden Reisezeit in Anspruch nehmen. Eine Bahnreise sei weniger klimaschädlich
als eine Flugreise und deshalb ökologischer. Wer es eiliger habe, müsse für die
Reisekosten selber aufkommen, schlug der Initiant in der Begründung seines Vorstosses
zudem vor. 
Wie der Vorschlag genau umgesetzt werden soll, wird allerdings Frage des Büro-NR
sein, das, nachdem es selber bereits im November 2019 Folge gegeben hatte, nun durch
die im Februar 2020 geäusserte Zustimmung des Büro-SR einen Entwurf für eine
Gesetzesänderung ausarbeiten wird. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.02.2020
MARC BÜHLMANN
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«Aus Lima und Tokio an Kommissionssitzungen pendeln?» lautete der Titel der
parlamentarischen Initiative, mit der Thomas Minder (parteilos, SH) eine
Wohnsitzpflicht für Parlamentsmitglieder in der Schweiz forderte. Dies aus
finanziellen, demokratiepolitischen, praktischen und ökologischen Gründen: Die
Spesen für ein Pendeln von ausserhalb der Schweiz – das Büro-NR gehe von CHF
320'000 pro Parlamentsmitglied mit Wohnsitz ausserhalb Europas für eine Legislatur
aus – seien viel zu hoch; Parlamentarierinnen und Parlamentarier müssten der eigenen
Gesetzgebung unterworfen sein, was sie mit Wohnsitz im Ausland aber nicht wären; Tim
Guldimann (sp, ZH) habe gezeigt, dass es nicht möglich sei, in einem Milieu zu leben und
in einem anderen Politik zu machen – der in Berlin lebende Guldimann war 2015 in den
Nationalrat gewählt worden, nach zwei Jahren aber mit dieser Begründung wieder
zurückgetreten; und schliesslich würde von ausserhalb wohl vor allem mit dem Flugzeug
gependelt, was aus klimapolitischen Gründen unverhältnismässig sei.
Nachdem die SPK-SR Ende Januar 2020 mit 10 zu 2 Stimmen bei 1 Enthaltung
beschlossen hatte, der Initiative keine Folge zu geben, zog Minder Ende Februar sein
Anliegen, der Kommissionsargumentation folgend, zurück. Es wäre nicht nur ein
falsches Signal an die Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer, sondern auch
nicht verhältnismässig, aufgrund nur eines bisherigen Falles die Gesetzgebung zu
ändern, hatte die Kommission begründet. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.02.2020
MARC BÜHLMANN

In der Herbstession diskutierte der Nationalrat die vom Büro-NR ausgearbeitete
Teilrevision des Parlamentsressourcengesetzes. Die Arbeiten gingen auf eine
parlamentarische Initiative von Michael Töngi (gp, LU) zurück, die fordert, dass
Parlamentsangehörige per Bahn statt mit dem Flugzeug reisen. In der Zwischenzeit
hatte der Bundesrat, angeregt von einer weiteren, allerdings in den Räten abgelehnten
parlamentarischen Initiative Töngi (Pa.Iv. 19.408), in einer Verordnung festgelegt, dass
Bundesangestellte nur noch mit dem Flugzeug reisen dürfen, wenn die Reisezeit mit
dem Zug sechs Stunden überschreitet oder eine zusätzliche Übernachtung nötig ist. Für
die Revision schlug das Büro-NR eine analoge Regelung vor – wie Aline Trede (gp, BE) als
Sprecherin des Büros ausführte –, obwohl ursprünglich eine Reiseobergrenze von acht
Stunden gefordert worden war. Auf die entsprechenden Nachfragen von Thomas Aeschi
(svp, ZG) und Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) antwortete Aline Trede, dass Brüssel in
dieser Vorlage der Knackpunkt gewesen sei, weil die Reise zum EU-Sitz etwas mehr als 6
Stunden mit dem Zug beanspruche. Es gehe aber bei der Vorlage primär darum, sich
bewusst zu werden, dass nicht für alle Reisen das Flugzeug nötig sei. In der Folge
doppelte Thomas Aeschi nach und rechnete vor, dass nicht nur die Reise nach Brüssel,
sondern auch nach Rom, Berlin und Wien mehr als sechs Stunden dauere. Auch der
Passus mit der Übernachtung zeige, dass man es mit dem Gesetz nicht wirklich ernst
meine und diese Schlupflöcher letztlich Verhaltensänderungen bei den
Parlamentsmitgliedern verhindern würden, weshalb nicht auf die Vorlage eingetreten
werden solle. Dieser Antrag wurde in der Folge mit 114 zu 57 aus der SVP-, der FDP und
der Mitte-Fraktion stammenden Stimmen abgelehnt. Etwas mehr Unterstützung,
nämlich 70 Stimmen wiederum aus den gleichen Fraktionen, erhielt der
Minderheitsantrag Aeschi, der eine grundsätzliche Wahlfreiheit zwischen Bahn- und
Flugreisen lediglich dann vorgesehen hätte, wenn Flüge billiger sind als die
entsprechende Reise mit dem Zug. Diskussionslos standen diesem Antrag allerdings 105
Stimmen gegenüber. Die darauffolgende Gesamtabstimmung passierte der Entwurf mit
114 zu 64 Stimmen (5 Enthaltungen). 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.09.2021
MARC BÜHLMANN

In der Wintersession 2021 sprach sich auch der Ständerat für die Revision des
Parlamentsressourcengesetzes aus, die dem Entwurf des Büro-NR entsprach und auf
eine parlamentarische Initiative von Michael Töngi (gp, LU) zurückging. Fortan müssen
Parlamentsmitglieder per Bahn statt mit dem Flugzeug reisen, wenn die Reisezeit
weniger als sechs Stunden dauert. Brigitte Häberli-Koller (mitte, TG) führte für das
Büro-SR aus, dass damit ein Beitrag zum Klimaschutz geleistet werden könne – auch
wenn das Parlament bereits seit 2009 die jährlichen Flugreise-Emissionen von
Parlamentarierinnen und Parlamentarier via Myclimate kompensiere. Dem Bund
entstünden durch die Änderungen keine Kosten und der zusätzliche administrative
Aufwand sei gering. Die Verordnung sehe zudem Ausnahmeregeln vor, wenn etwa die
Bahnreisezeit zwar weniger als sechs Stunden betrage, aber Übernachtungen nötig
seien oder wenn gesundheitliche Gründe eine Flugreise nahelegten. Mit 29 zu 9
Stimmen hiessen die Kantonsvertreterinnen und -vertreter die neue Regelung gut. Die
Nein-Stimmen stammten vorwiegend von SVP-Ständeräten.
In den Schlussabstimmungen wurde die Verordnung mit 32 zu 5 Stimmen (6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.12.2021
MARC BÜHLMANN
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Enthaltungen) im Ständerat und mit 131 zu 52 Stimmen (10 Enthaltungen) im Nationalrat
angenommen. Auch hier stammten die ablehnenden Stimmen hauptsächlich von
Mitgliedern der SVP-Fraktion. 5

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Konjunkturlage- und politik

Obwohl sich im Herbst 1992 die von Bundesrat Delamuraz zu Konsultationen
eingeladenen Vertreter der Gemeinden noch skeptisch in bezug auf den Erfolg eines
Investitionsbonus gezeigt hatten, machten sie nun von dieser ausserordentlichen
Subvention für vorgezogene Bauprojekte regen Gebrauch. Besonders gross war die
Zufriedenheit in der Westschweiz, da der Bundesrat bei der Zuteilung der zur
Verfügung stehenden Summe nicht bloss die Grösse eines Kantons, sondern auch seine
Arbeitslosenrate berücksichtigt hatte. Die SP wie auch die Gewerkschaft Bau und
Industrie forderten eine Aufstockung um weitere 200 Mio Fr., was aber von den
bürgerlichen Regierungsparteien abgelehnt wurde. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.11.1993
HANS HIRTER

Geld, Währung und Kredit

Nationalbank

Le canton du Jura a déposé une initiative qui vise l'utilisation des bénéfices des
investissements directs de la  Banque nationale suisse (BNS) pour financer la mise en
œuvre de la politique énergétique 2050. D'un côté, le canton du Jura a souligné la
forte croissance du bénéfice de la BNS grâce notamment à l'acquisition d'actions et aux
intérêts négatifs. D'un autre côté, il a pointé du doigt l'absence de moyens financiers
pour dynamiser l'implémentation de la politique énergétique 2050. 
Le Conseil des États a refusé de donner suite à l'initiative cantonale. Les sénateurs et
sénatrices se sont alignées sur la recommandation, par 7 voix contre 2 et 3 abstentions,
de la Commission de l'économie et des redevances (CER-CE). Le risque de réduction
du potentiel de distribution du bénéfice de la BNS à la Confédération et aux cantons et
l'incompatibilité d'un tel fonds avec le principe du pollueur-payeur ont fait pencher la
balance. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.09.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

Le Conseil national a refusé de donner suite à l'initiative parlementaire du canton du
Jura qui vise l'affectation des bénéfices des investissements directs de la BNS à la
mise en œuvre de la politique énergétique 2050. Les députés et députées se sont
aligné.e.s sur la décision de la chambre des cantons et sur la recommandation de la
majorité de la Commission de l'économie et des redevances du Conseil national (CER-
CN). Pour être précis, la CER-CN préconisait le refus de donner suite à l'initiative
parlementaire par 16 voix contre 7. La majorité de la CER-CN estimait qu'une
affectation des bénéfices de la BNS à un but précis ouvrirait la boîte de Pandore des
demandes pour d'autres domaines et grèverait l'autonomie nécessaire à la BNS pour
mener à bien sa politique monétaire. En outre, la majorité de la CER-CN a rappelé
qu'une nouvelle répartition des bénéfices de la BNS aurait des conséquences pour les
budgets de la Confédération et des cantons car, si le  «gâteau» n'est pas agrandi, c'est
forcément la répartition des parts de gâteau qui doit être révisée. A l'opposé, une
minorité s'est montrée favorable à l'initiative parlementaire. Cette minorité, emmenée
par des députés et députées socialistes et vertes, considère que le bénéfice de la BNS
doit revenir à la population.
En chambre, l'initiative parlementaire a été rejetée par 102 voix contre 62, 1 abstention,
et 28 députés et députées qui n'ont pas voté. Le canton du Jura n'a pas réussi à
convaincre au-delà des lignes roses-vertes. Seul le député Jean-Paul Gschwind (centre,
JU) a voté en faveur de l'initiative de son canton. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.06.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

01.01.65 - 01.01.24 4ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Landwirtschaft

Agrarprodukte

Réagissant à une initiative parlementaire sur la protection des vins suisses (Iv. pa.
21.461)  – depuis retirée – du député Benjamin Roduit (centre, VS), la CER-CN a déposé
une initiative parlementaire pour instaurer des réserves climatiques pour le secteur
vitivinicole, ainsi qu'une motion pour renforcer la promotion des vins suisses. Les
vigneronnes et vignerons pourraient ainsi récolter une quantité de raisin par
mètre/carré « supérieure au quota cantonal, mais inférieure au rendement maximum
fédéral prévu pour les vins bénéficiant du label AOC ». Ce n'est pas la première fois que
ce sujet résonne dans les couloirs du Parlement, bien que la dernière tentative en date
ait finalement été classée car non traitée par les chambres.
Prenant le contre-pied de la CER-CN, une large majorité (8 voix contre 2 et 2
abstentions) de la Commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats
(CER-CE) s'est, quant à elle, opposée au texte, redoutant que cela créé une surcharge
administrative et estimant que les cantons ont d'ores et déjà la possibilité de constituer
des réserves climatiques. L'initiative parlementaire retourne donc dans les mains de la
CER-CN. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.02.2022
KAREL ZIEHLI

La commission de l'économie et des redevances du Conseil national (CER-CN) tient à
son initiative parlementaire visant à instaurer des réserves climatiques pour le secteur
vitivinicole. Par 14 voix contre 7 et 4 abstentions, elle a décidé de soumettre ce projet à
sa chambre, contre l'avis de sa commission sœur. 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.05.2023
KAREL ZIEHLI

Par 14 voix contre 10, la Commission de la science, de l'éducation et de la culture du
Conseil national (CSEC-CN) a décidé de soutenir l'initiative parlementaire Badertscher
(vert-e-s, BE) qui prévoit de donner la possibilité au Conseil fédéral d'instaurer une
obligation d'indication du mode de transport pour les produits frais notamment
s'agissant du transport aérien. Ce texte, co-signé par des membres des Vert-e-s, de
l'UDC, du Centre – dont Markus Ritter (SG), président de l'USP – et du PLR, vise une
meilleure transparence pour les consommatrices et consommateurs qui auront ainsi
plus d'informations pour faire leur choix. La CSEC-CN propose, à cet effet, de modifier
la loi sur les denrées alimentaires (LDAI). La commission sœur du Conseil des Etats a
accepté le texte par 7 voix contre 3 et 2 abstentions, donnant ainsi pour mandat à la
CSEC-CN d'élaborer un projet de modification de la LDAI. 11

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.08.2023
KAREL ZIEHLI

La CEATE-CN a déposé un projet de modification de la LDAI afin d'instaurer une
obligation d'indication du mode de transport, notamment aérien, pour les produits
frais non transformés. C'est par 13 voix contre 11 que ce projet a été soutenu. Les
parlementaires opposés estiment que la charge administrative augmentera et que cette
modification pourrait poser problème au vu des accords avec l'OMC. Ce projet de
modification sera soumis à consultation en septembre 2023. 12

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.08.2023
KAREL ZIEHLI

Le Conseil national a décidé, à une large majorité de 112 voix contre 47 et 24
abstentions, de suivre sa commission et de soutenir l'instauration de réserves
climatiques pour les vigneron.ne.s. Représentant la CER-CN, Olivier Feller (plr, VD) a
expliqué que si la commission tenait tant à ce texte, c'est parce que l'Administration
fédérale a confirmé qu'un changement de loi au niveau fédéral était nécessaire pour
permettre aux cantons d'autoriser l'instauration de réserves climatiques. Les membres
de la commission sœur auraient ainsi été mal informés, d'où leur refus d'entrer en
matière. En modifiant la loi, les viticultrices et viticulteurs pourraient récolter plus de
raisins les bonnes années pour pouvoir ensuite égaliser avec les mauvaises années de
récolte. Aujourd'hui, une limite du nombre de kilos de raisin récolté par mètre carré est
fixée dans l'ordonnance fédérale ; limite que les cantons n'ont pas le droit de dépasser.
Sans succès, la minorité défendue par Prisca Birrer-Heimo (ps, LU) a dénoncé une
mesure qui mènera à une surproduction de vin et à une demande future des milieux
concernés d'aides fédérales pour écouler la production. Elle dénonce ainsi une
manœuvre bien connue sous la coupole, qu'elle dit avoir eu l'occasion d'observer à de
nombreuses reprises depuis son arrivée au Parlement il y a de cela 13 ans. De plus, les
cantons ont aujourd'hui déjà le pouvoir d'augmenter la limite de kg/m2 de raisin. 
Les soutiens au texte se comptent parmi tous les groupes, mais seule l'UDC a voté en

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.09.2023
KAREL ZIEHLI
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bloc en faveur de l'initiative parlementaire. Les abstentions sont venues
majoritairement des élu.e.s vert.e.s qui constituent 18 des 24 abstentionnistes. 13

Öffentliche Finanzen

Indirekte Steuern

Im März 2019 reichte Franz Grüter (svp, LU) eine parlamentarische Initiative gegen die
MWST-Belastung auf Steuern und Abgaben bei Treibstoffen ein. Dass die
Mehrwertsteuer bei Treibstoffen nicht nur auf den Mehrwert, sondern auch auf Steuern
und Abgaben erhoben werde, sei missbräuchlich, widerspreche der Logik der
Mehrwertsteuer und koste 7 Rappen pro Liter Treibstoff. Entsprechend sollen
Mineralölsteuersatz, Mineralölsteuerzuschlag und Importabgaben auf Treibstoffe
zukünftig nicht mehr in die Bemessungsgrundlage einbezogen werden. Im August 2020
gab die WAK-NR dem Anliegen knapp mit 12 zu 12 Stimmen bei 1 Enthaltung und
Stichentscheid von Präsident Lüscher (fdp, GE) Folge. Den Argumenten, der Staat solle
keine Steuern auf Steuern erheben und tiefere Steuern wirkten sich positiv auf das
Wirtschaftswachstum aus, standen Argumente entgegen, wonach die Änderung
Mindereinnahmen von CHF 230 Mio. und weitere Forderungen nach Ausnahmen mit
sich bringen würde sowie die klimapolitischen Ziele unterlaufe. 14

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.08.2020
ANJA HEIDELBERGER

Knapp ein Jahr nach ihrer Schwesterkommission entschied die WAK-SR, der
parlamentarischen Initiative Grüter (svp, LU) für eine Nichtberücksichtigung von
Mineralölsteuersatz, Mineralölsteuerzuschlag und Importabgaben auf Treibstoffen für
die Bemessungsgrundlage der Mehrwertsteuer auf Treibstoffen keine Folge zu geben.
Die Kommissionsmehrheit scheute vor allem den administrativen Aufwand einer
entsprechenden Umsetzung sowie «zu hohe Vorsteuerabzüge» und somit hohe
Steuerausfälle. Sie gab jedoch bekannt, die Problematik der Mehrwertsteuererhebung
auf Leistungen mit staatlichen Abgaben weiter diskutieren zu wollen. Im Januar 2022
folgte die WAK-NR diesem Entscheid mit 13 zu 9 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) und
empfahl dem Nationalrat, der Initiative keine Folge zu geben – dies obwohl sie selbst
die Initiative im August 2020 noch gutgeheissen hatte. 

In der Frühjahrssession 2022 behandelte der Nationalrat die Initiative zusammen mit
einer parlamentarischen Initiative Hess (svp, BE; Pa.Iv. 21.434). Initiant Franz Grüter
verwies auf den hohen Anstieg der Benzin- und Dieselpreise seit Einreichung seines
Vorstosses und die dadurch entstehenden Probleme vor allem für Familien und
Geringverdienende. Durch einen Verzicht auf Besteuerung der Abgaben auf Treibstoffe
könnten ungefähr 7 Rappen pro Liter gespart werden, was jährlich etwa CHF 300 Mio.
ausmache. Zudem widerspreche die Besteuerung der Abgaben dem Prinzip der
Mehrwertsteuer, wie auch Minderheitensprecherin Amaudruz (svp, GE) betonte. Dem
widersprach Kommissionssprecher Baumann (gp, BE): Mit der Mehrwertsteuer werde
jeweils der von den Endverbrauchern bezahlte Betrag besteuert – inklusive Abgaben.
Zudem sei eine Ausklammerung der Steuern und Abgaben bei der
Mehrwertsteuerberechnung in der Praxis «sehr schwierig bis unmöglich» und mit
grossem administrativem Aufwand für Unternehmen und Verwaltung verbunden. Mit 105
zu 84 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) gab der Nationalrat der parlamentarischen Initiative
Hess Folge. Dagegen votiert hatten die Fraktionen der SP, der Grünen und der
Grünliberalen sowie zwei Mitglieder der Mitte-Fraktion. 15

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.03.2022
ANJA HEIDELBERGER

Nachdem der Nationalrat der parlamentarischen Initiative Grüter (svp, LU) in der
Frühjahrssession 2022 Folge gegeben hatte, setzte sich in der Wintersession 2022 der
Ständerat mit der Frage auseinander, ob Mineralölsteuern, der
Mineralölsteuerzuschlag und Importabgaben auf Treibstoffe weiterhin für die
Bemessungsgrundlage der Mehrwertsteuer auf Treibstoffen berücksichtigt werden
sollen. Die WAK-SR hatte zuvor mit 10 zu 1 Stimmen (bei 1 Enthaltung) beantragt, der
Initiative keine Folge zu geben, da eine Konsumsteuer «auf dem ganzen Betrag
geschuldet [sei], der nötig ist, um ein Konsumgut zu erwerben». So seien auch im Preis
anderer Konsumgüter durch staatliche Regulierung entstehende Kosten enthalten,
zudem sei eine entsprechende Änderung kaum umsetzbar und würde zu grossem
administrativem Aufwand und finanziellen Einbussen führen. Im Ständerat begründete
Hannes Germann (svp, SH) den Minderheitsantrag Chiesa (svp, TI) auf Folgegeben: Es sei
nicht in Ordnung, dass man «Steuern auf Steuern» bezahlen müsse, damit entstünden
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zusätzliche Steuereinnahmen in der Höhe von CHF 300 Mio. jährlich oder von 7 Rappen
pro Liter Treibstoff – was überdies die Teuerung verstärke. Zudem sei die
Mehrwertsteuerberechnung in allen Bereichen sehr kompliziert, nicht nur bei den
Treibstoffen. Mit 28 zu 7 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) sprach sich der Ständerat gegen
Folgegeben aus, womit der Vorstoss erledigt war. 16

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Die Grünen-Fraktion forderte mit einer im März 2021 eingereichten parlamentarischen
Initiative, dass ab 2023 nur noch Personenwagen und leichte Nutzfahrzeuge ohne
fossilen Antrieb neu zugelassen werden. Die Grünen begründeten diese Initiative
damit, dass jeder Sektor seine Emissionen senken müsse, um die Klimaziele von Paris
erreichen zu können. Die geforderte Zulassungsbeschränkung sei zudem
technikneutral; so könnten beispielsweise auch Fahrzeuge mit Wasserstoffmotoren
oder mit noch unbekannten, alternativen Antriebsformen zugelassen werden, sofern
diese ohne fossile Treibstoffe auskommen.
Die Mehrheit der KVF-NR beantragte im Oktober 2021, der Initiative keine Folge zu
geben. Sie begründete dies damit, dass eine solche Einschränkung einen zu starken
Eingriff in die Wirtschaftsfreiheit bedeuten würde. Zudem würde der Bevölkerung
dadurch eine finanzielle Mehrbelastung aufgebürdet, da die nicht fossil angetriebenen
Automobile derzeit im Durchschnitt noch teurer seien als herkömmliche Fahrzeuge.
Schliesslich sei auch der anvisierte Zeithorizont nicht realistisch. 17

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.10.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die grosse Kammer befasste sich in der Wintersession 2021 mit einer
parlamentarischen Initiative der Grünen, welche forderte, dass ab 2023 nur noch
Personenwagen und leichte Nutzfahrzeuge ohne fossilen Antrieb neu zugelassen
werden dürfen. Balthasar Glättli (gp, ZH) wies darauf hin, dass sich die
Bundesversammlung verpflichtet habe, die Klimaziele von Paris einzuhalten. Nach der
Ablehnung des CO2-Gesetzes an der Urne seien nun alternative Wege umso wichtiger,
um den Klimawandel zu bekämpfen. Für den Verkehrsbereich stelle die vorliegende
Initiative eine solche Alternative dar. Die Mehrheit der vorberatenden KVF-NR war
jedoch anderer Ansicht, wie Kommissionssprecher Matthias Bregy (mitte, VS) erläuterte.
Bregy argumentierte, dass die Initiative unrealistisch und unsozial sei: Zum einen sei
der Zeithorizont von 2023 nicht zu erreichen, da bis in einem Jahr gar nicht genügend
Autos mit alternativen Antrieben zum Verkauf angeboten werden könnten. Zum anderen
würde diese geplante Verknappung des Angebots zu höheren Preisen führen, wodurch
die Fahrzeuge nicht mehr für alle Personen erschwinglich wären. Der Nationalrat folgte
den Argumenten der Kommissionsmehrheit und gab der Initiative mit 115 zu 67 Stimmen
bei 2 Enthaltungen keine Folge. Die Initiative ist damit erledigt. 18

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.12.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Mittels einer parlamentarischen Initiative forderte Isabelle Pasquier-Eichenberger (gp,
GE) im Juni 2022, dass in der Werbung für Motorfahrzeuge jeweils auch auf eine
alternative Mobilitätsform aufmerksam gemacht wird. Als Alternativen schlug die grüne
Nationalrätin den Langsamverkehr, Fahrgemeinschaften oder den öffentlichen Verkehr
vor. Begründet wurde die Initiative nicht nur mit klimapolitischen Überlegungen,
sondern auch mit Hinweisen auf die Lärmbelastung und die Luftverschmutzung, welche
durch den motorisierten Verkehr entstehen, sowie auf die Vorteile des gesünderen
Lebensstils, der mit dem Langsamverkehr einhergehe. 
Die KVF-NR befasste sich Mitte Oktober 2022 mit dem Anliegen. Die Kommission
beantragte mit 16 zu 7 Stimmen, der Initiative keine Folge zu geben. Für die
Kommissionsmehrheit stellten Eingriffe in die Werbefreiheit in diesem Bereich kein
zielführendes Mittel und keine staatliche Aufgabe dar. Eine Minderheit hingegen sah in
der Initiative eine Chance, das Kauf- und Konsumverhalten im Bereich der Mobilität
positiv zu beeinflussen. 19
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Die Aargauer Nationalrätin Gabriela Suter (sp, AG) forderte mit einer im Juni 2022
eingereichten parlamentarischen Initiative, dass ab 2035 keine Neuwagen mit
Verbrennungsmotoren mehr in Verkehr gebracht werden dürfen. Sie begründete die
Initiative damit, dass der CO2-Ausstoss im Verkehrsbereich rasch und stark gesenkt
werden müsse, um die Schweizer Klimaziele erreichen zu können. Zudem könne die
Schweiz so mit den Entwicklungen in der EU mithalten, die denselben Schritt plane.
Im Januar 2023 befasste sich die KVF-NR mit dem Anliegen Suters. Eine
Kommissionsmehrheit (14 zu 11 Stimmen) wollte der Initiative keine Folge geben. Sie
argumentierte, dass zur Erreichung der Klimaziele technologieneutrale Massnahmen
gefordert seien, ein Verbot des Verbrennungsmotors sei nicht zielführend. Eine
Minderheit Christ (glp, BS) zeigte sich hingegen überzeugt, dass dieses Verbot wichtig
und richtig sei und den Akteurinnen und Akteuren, insbesondere den
autoimportierenden Unternehmen, Planungssicherheit gebe. 20

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.01.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die Forderung nach einer Vorschrift, wonach in der Werbung für Motorfahrzeuge
jeweils auch auf eine alternative Mobilitätsform aufmerksam gemacht werden muss,
wurde im Nationalrat im März 2023 klar versenkt. Mit 124 zu 60 Stimmen bei 6
Enthaltungen folgte die grosse Kammer damit dem Antrag seiner KVF-NR und lehnte die
parlamentarische Initiative von Isabelle Pasquier-Eichenberger (gp, GE) ab. Geschlossen
für die Initiative stimmten die Fraktionen der Grünen und der SP (bei 6 Enthaltungen),
alle anderen Fraktionen sprachen sich geschlossen dagegen aus.
Während Pasquier-Eichenberger und Florence Brenzikofer (gp, BL) die Bevölkerung mit
der Massnahme für die Themen Klimaschutz, Luftverschmutzung, Lärmbelastung und
gesunder Lebensstil sensibilisieren wollten, erachtete etwa Kommissionssprecher
Matthias Bregy (mitte, VS) die Massnahme als «reine Symbolpolitik». Gregor Rutz (svp,
ZH) befand es zudem als stossend, dem Parlament eine «erzieherische Aufgabe» für die
Bevölkerung zuzuweisen. Der zweite Kommissionssprecher Olivier Feller (fdp, VD) fügte
an, dass die Initiative die Werbefreiheit und damit den ökonomischen
Freiheitsgedanken einschränke. Mit dem ablehnenden Entscheid des Nationalrats war
die Initiative erledigt. 21

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.03.2023
MARCO ACKERMANN

Sind die Tage der Verbrennungsmotoren gezählt, wie es Gabriela Suter (sp, AG) im März
2023 im Nationalrat prophezeite? Bei der Frage, ob ab 2035 keine Neuwagen mit
Verbrennungsmotoren mehr in Verkehr gesetzt werden dürfen, zeigte sich der Rat
uneins. Während sich die Fraktionen der SP, der Grünliberalen und der Grünen
zusammen mit einzelnen Stimmen aus der Mitte-Fraktion für diese Einschränkung bei
Wagen der Führerausweiskategorie B aussprachen, stimmten die SVP-Fraktion, die
FDP-Fraktion und die grosse Mehrheit der Mitte-Fraktion gegen die entsprechende
parlamentarische Initiative Suter (sp, AG).
Sprecher Olivier Feller (fdp, VD) erklärte im Namen der Kommissionsmehrheit, dass die
Reduktion der CO2-Emissionen durch technologieneutrale Bestimmungen zu erreichen
sei. Dabei verwies er auch auf Bestrebungen aus der Industrie, klimaneutrale
Treibstoffe (E-Fuels) und spezielle Verbrennungstechnologien zu entwickeln. Die
Mehrheit der Kommission lehne es deshalb ab, Verbrennungsmotoren per se zu
verbieten.
Im Namen der Kommissionsminderheit erklärte Katja Christ (glp, BS), dass die Schweiz
ab 2050 gemäss dem Pariser Abkommen klimaneutral sein möchte und es deshalb
schon mathematisch logisch sei, Autos mit Verbrennungsmotoren bei einer
Nutzungsdauer von 15 Jahren ab 2035 für den Verkauf zu verbieten. Die Baslerin fügte
an, dass die Branche selbst ein Zulassungsverbot unterstütze, um Planungssicherheit
für Investitionen zu gewinnen. Bezüglich des Arguments von Olivier Feller mahnte sie,
dass bei einem Verkaufsverbot in der EU und einer technologieneutralen Gesetzgebung
in der Schweiz die Gefahr drohe, dass Restbestände an Verbrennern ab 2035 in die
Schweiz geliefert und damit Fortschritt und Innovation gehemmt würden. Zudem
verwies sie darauf, dass in dieser ersten Phase erst der grundsätzliche Handlungsbedarf
beraten werde und in einer zweiten Phase mit dem konkreten Erlassentwurf «sowohl
die Jahreszahl eines allfälligen Verbots als auch die genaue Formulierung eines
allfälligen Verbots» durch das Parlament präzisiert werden könnten. Auch die Initiantin
Gabriela Suter richtete anschliessend mahnende Worte an den Rat, der der
parlamentarischen Initiative jedoch mit 106 zu 83 Stimmen bei 1 Enthaltung keine Folge
gab. Die Initiative war damit erledigt. 22
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Agglomerationsverkehr, öffentlicher Verkehr

Stefania Prezioso Batou (egsols, GE) verlangte in einer im März 2022 eingereichten
parlamentarischen Initiative, dass die Verfassung so geändert wird, dass die Benützung
der öffentlichen Verkehrsmittel auf Gemeinde- oder Kantonsebene stark
subventioniert, wenn nicht gar gratis ausgestaltet werden kann. Prezioso Batou wies
zur Begründung darauf hin, dass es bereits in verschiedenen Gemeinden und Kantonen
zu Initiativen gekommen sei, die sich für kostenfreie öffentliche Verkehrsmittel
eingesetzt hatten. Es sei aber jeweils unklar gewesen, ob diese Initiativen mit der
Bundesverfassung vereinbar seien; die verschiedenen Kantonsregierungen seien
diesbezüglich unterschiedlicher Auffassung gewesen. Nach dem jetzigen System müsse
letztlich das Bundesgericht über die Verfassungsmässigkeit entscheiden; es sei jedoch
grundsätzlich stossend, dass die Stimmberechtigten «durch das Risiko, dass Initiativen
für ungültig erklärt werden, davon abgebracht werden, mit gutem Beispiel
voranzugehen» und die Einführung der Gratisbenützung des öffentlichen Verkehrs zu
fordern.
Die KVF-NR befasste sich im Oktober 2022 mit dem Anliegen. Die
Kommissionsmehrheit sprach sich gegen die Initiative aus und wollte beim heute
geltenden Verfassungsgrundsatz der «angemessenen» Konsumentenpreise bleiben. Die
Mehrheit monierte zudem, dass die parlamentarische Initiative keine Angaben zur
Finanzierung des vorgeschlagenen Gratisangebots mache. Eine Kommissionsminderheit
empfahl. der Initiative Folge zu geben, da sie eine wichtige klimawirksame Massnahme
einfordere. Ausserdem könne dadurch die Rechtssicherheit verbessert werden. 23

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.10.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Bei der Frage, ob Kantone und Gemeinden die Benützung der öffentlichen
Verkehrsmittel gratis ausgestalten können sollen, zeigte sich im Nationalrat in der
Frühjahrssession 2023 ein klarer Links-Rechts-Graben. Mit 126 zu 61 Stimmen bei 9
Enthaltungen unterlagen die Fraktionen der SP, der Grünen sowie ein Mitglied der
Mitte-Fraktion beim Antrag, der parlamentarischen Initiative Prezioso Batou (egsols, GE)
Folge zu geben, den anderen Fraktionen deutlich. Die Grünen-Nationalrätin Florence
Brenzikofer (gp, BL) erklärte im Rat als Minderheitsvertreterin, dass es bei der
verlangten Anpassung der Bundesverfassung nicht darum gehe, den ÖV flächendeckend
kostenlos auszugestalten: Der Initiative sei vielmehr aus «staatspolitischen Gründen»
Folge zu geben, damit Gemeinden und Kantone die Möglichkeit erhielten, «aus
ökologischen oder aus gesellschaftspolitischen Gründen die Einführung von
kostenfreien öffentlichen Verkehrsmitteln zu diskutieren und darüber zu entscheiden».
Sie verwies damit auf eine im Jahr 2014 im Zuge des direkten Gegenentwurfs zur Fabi-
Initiative eingeführte Bestimmung in der Bundesverfassung, welche eine angemessene
Kostendeckung des öffentlichen Verkehrs durch die ÖV-Benutzenden verlangt. In der
Folge sei es in diversen Fällen zu juristischen Auslegungsschwierigkeiten über die
Vereinbarkeit mit den übergeordneten Bestimmungen gekommen, wenn Städte oder
Kantone über die Einführung von kostenlosem ÖV diskutiert hätten.
Kommissionssprecher Matthias Bregy (mitte, VS) warnte vor einem Paradigmenwechsel
und betonte, wie wichtig es sei, dass ÖV-Teilnehmende einen Kostenbeitrag leisteten.
Die Annahme der Initiative führe zu höheren Kosten, zu weniger Anreizen für
Investitionen, zu einer unangemessenen Giesskannenverbilligung und es gebe auch
keinen staatspolitischen Grund für eine Änderung, da wohl kein Kanton dazu bereit
wäre, die Kosten vollumfänglich zu tragen. Ins gleiche Horn blies auch
Kommissionssprecher Olivier Feller (fdp, VD), der es als «Illusion» bezeichnete, den ÖV
als kostenlos zu betrachten. Die Initiative war mit der Ablehnung im Nationalrat
erledigt. 24
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Umweltschutz

Allgemeiner Umweltschutz

Isabelle Pasquier-Eichenberger (gp, GE) forderte mittels einer im Juni 2021
eingereichten parlamentarischen Initiative, im UWG ein Verbot des sogenannten
Greenwashing zu verankern. Es gehe nicht an, dass Unternehmen oder Dienstleistende
in ihren Werbebotschaften die Kundschaft hinsichtlich der klimatischen Auswirkungen
oder hinsichtlich der Umweltbelastung von Produkten unbehelligt täuschen dürfen. Die
RK-NR diskutierte die Initiative im Februar 2022. Die Kommissionsmehrheit entschied,
der Initiative keine Folge zu geben. Sie sah keinen akuten Handlungsbedarf, da
insbesondere das LwG und das LMG bereits über hinreichende Bestimmungen zum
Täuschungsschutz verfügten. Die Kommissionsmehrheit erachtete auch die Umsetzung
des Anliegens als schwierig, «da die Abklärung der Frage, ob ein konkretes Produkt als
klimaneutral beziehungsweise umweltfreundlich angepriesen werden dürfte, jeweils mit
grossem administrativem Aufwand verbunden wäre». Eine Kommissionsminderheit
hingegen sprach sich für Folgegeben aus; erst ein Verbot von Greenwashing werde es
den Konsumentinnen und Konsumenten erlauben, ihre Kaufentscheide auf Basis von
zuverlässigen Informationen zu treffen, argumentierten sie. 25

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.02.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im März 2021 reichten die Nationalrätinnen und Nationalräte Marionna Schlatter (Pa. Iv.
21.436; gp, ZH), Beat Flach (Pa. Iv. 21.437; glp, AG), Anna Giacometti (Pa. Iv. 21.438; fdp,
GR), Nik Gugger (Pa. Iv. 21.439; evp, ZH) und Jon Pult (Pa. Iv. 21.440; sp, GR) fünf
gleichlautende parlamentarische Initiativen mit dem Titel «Recht auf gesunde Umwelt
und Rechte der Natur» ein. Sie forderten damit nicht weniger als die Revision der
Bundesverfassung (BV), mit dem Ziel, das Recht des Menschen auf eine gesunde Umwelt
als Grundrecht festzuhalten sowie der Natur zumindest partiell den Status eines
Rechtsobjekts zu verleihen.
Die RK-NR befasste sich im Mai 2022 mit den fünf Initiativen. Eine Mehrheit der
Kommission (14 zu 11 Stimmen) kam dabei zum Schluss, dass den Initiativen keine Folge
zu geben sei. Die Mehrheit vertrat die Ansicht, dass die Begriffe «gesunde Umwelt»
sowie «Natur» zu unpräzise seien, um sie als grundrechtlichen Anspruch respektive als
Rechtssubjekt in der BV zu verankern. Eine Minderheit vertrat hingegen die Ansicht,
dass die Initiativen die Chance bieten, um über Grundsatzfragen rund um den Schutz
der Natur zu debattieren, und wollte ihnen daher Folge geben. 26

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.05.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

In der Sommersession 2022 behandelte der Nationalrat das von Isabelle Pasquier-
Eichenberger (gp, GE) geforderte Verbot des sogenannten Greenwashing. Die Initiantin
kritisierte, dass Greenwashing («écoblanchiment») dazu führe, dass sich
Konsumentinnen und Konsumenten für Produkte oder Dienstleistungen entschieden,
die in Wahrheit nicht nachhaltig seien. Dies habe zur Konsequenz, dass der notwendige
ökologische Wandel gebremst werde. Zudem führe Greenwashing auch zu einer
Wettbewerbsverzerrung zu Ungunsten von Marken und Firmen, welche tatsächlich den
ökologischen Fussabdruck ihrer Produkte verringern. Florence Brenzikofer (gp, BL)
ergänzte für die Kommissionsminderheit, die sich für die Initiative einsetzte, dass eine
kürzlich in der EU durchgeführte Studie zum Schluss gekommen sei, dass rund zwei
Drittel der Konsumentinnen und Konsumenten kaum in der Lage seien, «falsche
Aussagen über die Klimaeigenschaften gewisser Produkte von Fakten zu
unterscheiden». Brenzikofer wies auch darauf hin, dass die Schweiz insbesondere im
Finanzbereich noch Aufholbedarf aufweise; es sei für die Kundinnen und Kunden sehr
schwierig herauszufinden, ob ein als nachhaltig angepriesener Fonds auch tatsächlich
klimafreundlich sei. Die Mehrheit der RK-NR, welche der Initiative keine Folge geben
wollte, sei der Meinung, dass die geltende Gesetzgebung für die Ahndung von
Greenwashing genüge, betonte Patricia von Falkenstein (ldp, BS). Zudem habe die
Verwaltung darauf hingewiesen, dass das Thema Greenwashing eher im USG als im UWG
behandelt werden solle. Die geforderte Ergänzung sei schliesslich kaum mit dem
strafrechtlichen Legalitätsprinzip in Einklang zu bringen, da die Ergänzung nicht
genügend präzise formuliert sei. Konkret sei das Kriterium «Verschleierung von
Auswirkungen auf das Klima» kaum messbar und ein Verstoss gegen dieses könne daher
nicht sanktioniert werden, fasste von Falkenstein die Anmerkungen der
Bundesverwaltung zusammen. Die Mehrheit der grossen Kammer schloss sich diesem
Votum an und entschied mit 141 zu 67 Stimmen (bei 1 Enthaltung), der Initiative keine
Folge zu geben. Die geschlossen stimmenden SP- und Grünen-Fraktionen sowie 3
Mitglieder der Mitte-Fraktion unterlagen somit. 27

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.06.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Valentine Python (gp, VD) reichte im Mai 2021 eine parlamentarische Initiative ein, mit
welcher sie das Konzept der planetaren Belastbarkeitsgrenzen rechtlich verankern
wollte. Dieser Ansatz wurde 2009 von einigen Forschenden rund um den
Umweltwissenschafter Johan Rockström erarbeitet. Das Konzept definiert den Rahmen,
in welchem sich die Menschheit nachhaltig entwickeln kann, und fusst auf neun
Prozessen, die zusammen die Stabilität der Erde regeln. Diese Prozesse umfassen unter
anderem die Klimaerwärmung, die Übersäuerung der Ozeane, den Verlust der
Biodiversität oder die Veränderung der Bodennutzung. Durch die Anerkennung dieser
Belastbarkeitsgrenzen und durch deren Integration in das Schweizer Rechtssystem
könne den gefährlichen Auswirkungen besser begegnet werden, «die aus der
übermässigen Nutzung unserer Ökosysteme resultieren und die unser Überleben
gefährden», folgerte Python. 
Die UREK-NR gab der Initiative im August 2022 mehrheitlich keine Folge. Die
Kommissionsmehrheit war der Ansicht, dass die aktuellen rechtlichen Grundlagen
ausreichten, um den Klimawandel zu bekämpfen und die nachhaltige Entwicklung zu
fördern. Die Kommissionsminderheit hatte vergeblich argumentiert, dass sich das
Konzept der planetaren Belastbarkeitsgrenzen gut eigne, um die Klimakrise ganzheitlich
und unter Berücksichtigung der verschiedenen Wechselwirkungen zu verstehen. 28

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.08.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Nationalrat befasste sich in der Wintersession 2022 mit fünf gleichlautenden
parlamentarischen Initiativen mit dem Titel «Recht auf gesunde Umwelt und Rechte
der Natur» von Vertreterinnen und Vertretern der Grünen-, der GLP-, der
FDP.Liberalen-, der SP- sowie der Mitte-Fraktion. Marionna Schlatter (gp, ZH) und Jon
Pult (sp, GR) erläuterten den Initiativtext und setzten sich dafür ein, dass in der
Bundesverfassung ein Grundrecht auf eine gesunde Umwelt festgeschrieben wird.
Zudem solle in der BV auch eine Grundlage dafür geschaffen werde, dass die Natur
zumindest teilweise eine Rechtspersönlichkeit erhält. Nur dadurch könne der
ungenügende Schutz der Natur justiziabel gemacht werden. Anschliessend empfahl Yves
Nidegger (svp, GE) im Namen der Mehrheit der RK-NR, den fünf Initiativen keine Folge
zu geben. Zum einen sei die Bestimmung des Rechts auf eine gesunde Umwelt zu
unbestimmt, um dieses zu einem Verfassungsrecht zu erklären. Zum anderen sei die
Forderung, die Natur zum Rechtssubjekt zu machen, in der Schweizer Rechtsordnung
nicht vorgesehen, denn einem Rechtssubjekt stünden gemäss der hiesigen
Rechtsordnung nicht nur Rechte zu, sondern oblägen auch gewisse Pflichten, die man
der Natur nicht auferlegen könne. In der Abstimmung sprachen sich 87 Mitglieder des
Nationalrates für Folgegeben aus, 101 votierten dagegen und 1 Person enthielt sich der
Stimme. Gegen Folgegeben stimmten die geschlossen stimmende SVP-Fraktion sowie
die fast geschlossen stimmenden Fraktionen der FDP.Liberalen und der Mitte. Die fünf
parlamentarischen Initiativen sind damit erledigt. 29

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.12.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Nationalrat behandelte in der Wintersession 2022 die parlamentarische Initiative
von Valentine Python (gp, VD), welche das Konzept der planetaren
Belastbarkeitsgrenzen in der Schweiz rechtlich verankern wollte. Valentine Python und
Kurt Egger (gp, TG) stellten dem Rat dieses Konzept vor. Egger vertrat dabei die
befürwortende Minderheit der UREK-NR und argumentierte, dass es die Initiative
ermögliche, «den Begriff der Endlichkeit der Ressourcen in unsere Umweltpolitik und
unsere Verfassung aufzunehmen». Dies sei wichtig, damit die Menschen verstünden,
dass das Überleben der Menschheit von der Stabilität der Ökosysteme abhänge. Folglich
plädierte er für Folgegeben. Für die Kommissionsmehrheit legte Priska Wismer-Felder
(mitte, LU) dar, dass das Konzept der planetaren Belastbarkeitsgrenzen in der
Kommission unbestritten gewesen sei. Die Kommissionsmehrheit habe aber daran
gezweifelt, dass die Verankerung dieses Konzepts in der Bundesverfassung und im USG
sinnvoll wäre. Bereits heute gebe es in der BV einige Artikel, die den geforderten
Grundsätzen Rechnung trügen, so beispielsweise der Zweckartikel, der die dauerhafte
Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen einfordere. Die Kommissionsmehrheit sei
überzeugt, dass es effektiver sei, konkrete Massnahmen zum Umweltschutz zu
ergreifen, als dieses wissenschaftliche Konzept rechtlich zu verankern. Anschliessend
votierte der Nationalrat mit 103 zu 84 Stimmen bei 1 Enthaltung gegen Folgegeben. Für
das Anliegen sprachen sich die geschlossen stimmenden SP- und Grünen-Fraktionen,
fast die gesamte GLP-Fraktion sowie wenige Mitglieder der Mitte-Fraktion aus. Die
Initiative ist damit erledigt. 30

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.12.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Klimapolitik

Le Conseil national a écarté trois initiatives parlementaires de l’UDC sur des scores
voisins : 132:40, 119:47 et 123:46. Le plan de démantèlement partiel de l’UDC était
conçu en trois phases. Premièrement, l’UDC exigeait de supprimer la différence de
traitement entre les combustibles fossiles (pour les foyers industriels et pour les
chauffages : réduction de 15% en 2010 par rapport à 1990) et les carburants fossiles
(comme l’essence ou le diesel : réduction de 8%). Deuxièmement, l’UDC voulait que l’on
ne se fonde pas exclusivement sur les émissions dues à l’utilisation énergétiques des
agents fossiles (Pa.Iv. 01.421). Elle tenait à ce que l’on inclut les aspects non
énergétiques (fabrication du ciment, incinération de déchets), ainsi que l’absorption de
CO2 atmosphérique par des puits de carbone. Troisièmement, l’UDC demandait
d’abaisser les objectifs globaux de réduction du CO2 de 10% à 8% en 2010 (Pa.Iv.
01.422). Cette réduction correspondait, selon l’UDC, au vrai contenu du Protocole de
Kyoto. 31

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.03.2002
PHILIPPE BERCLAZ

Der Nationalrat lehnte eine parlamentarische Initiative Teuscher (gp, BE) im
Vorprüfungsverfahren ab, welche ein Rahmengesetz für den Klimaschutz gefordert
hatte, das die Klimaziele und die Klimaverträglichkeit insbesondere für den Verkehr, die
Raumplanung, das Bauwesen, die Energie und die Landwirtschaft definieren und die
Grundlagen für eine Aufsichtsbehörde schaffen sollte. Für die Ratsmehrheit sind die
Ziele des Klimaschutzes durch freiwillige Aktionen besser zu erreichen als durch
zusätzliche Regulierungswerke; zudem reichten die gegenwärtigen Instrumente aus,
um, basierend auf dem Kyoto-Protokoll, über das CO2-Gesetz die nötigen Massnahmen
zu ergreifen. Überwiesen wurde hingegen ein Postulat Noser (fdp, ZH), das den
Bundesrat ersucht, Klimaschutzziele für die Jahre 2020 und 2030 festzulegen, die über
die Kyoto-Vereinbarung 2010 hinausgehen (Po. 06.3316). 32

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.06.2006
MAGDALENA BERNATH

Le Conseil national a rejeté, par 99 voix contre 66, une initiative parlementaire
Bernhardsgrütter (pe, SG) visant à créer une base légale pour l’introduction d’un
dimanche sans voitures par année civile dans le cadre d’un week end en faveur de la
protection du climat. Le plénum a suivi l’avis de la majorité de la commission des
transports, qui jugeait la mesure inapplicable et inefficace. 33

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.03.2008
NICOLAS FREYMOND

En 2007, les chambres avaient approuvé une initiative parlementaire Jakob Büchler
(pdc, SG) visant à repousser le délai accordé aux cantons pour assainir les buttes de tir
du 1er novembre 2008 au 31 décembre 2012. Pour concrétiser cette décision de
principe, le Conseil national a adopté à l’unanimité la révision de la loi fédérale sur la
protection de l’environnement que lui a soumis sa commission de l’environnement
(CEATE-CN) lors de la session d’hiver. 34

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.12.2008
NICOLAS FREYMOND

Le Conseil national a décidé, par 124 voix contre 61, de ne pas donner suite à une
initiative parlementaire Van Singer (pe, VD) visant à interdire l’utilisation d’appareils de
chauffage sur les terrasses et à proximité des établissements publics afin de réduire
les gaspillages énergétiques et les émissions de CO2. Le plénum a suivi le préavis de la
majorité de la CEATE-CN, laquelle a estimé qu’une telle interdiction violerait la
répartition des compétences entre la Confédération et les cantons. 35

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.03.2010
NICOLAS FREYMOND

Die Schaffung eines umfassenden energie- und klimapolitischen Lenkungssystems
verlangte die FDP-Fraktion mittels parlamentarischer Initiative. Ein ähnliches Vorhaben
hatte bereits der Bundesrat in einem zweiten Massnahmenpaket der Energiestrategie
ins Auge gefasst. Im Unterschied zum bundesrätlichen Entwurf will die FDP hingegen
nur eine CO2-Lenkungsabgabe auf Brennstoffen und auf importiertem, aus CO2-
intensiver Produktion stammendem Strom erheben, während die Regierung eine
generelle Lenkungsabgabe auf verschiedene Stromquellen, darunter auch Atomstrom,
einführen will. Ferner fordert die parlamentarische Initiative eine vollständige
Rückerstattung der aus der Abgabe resultierenden Erträge an Haushalte und
Unternehmen. Damit wäre die zum Zeitpunkt der Behandlung der parlamentarischen
Initiative geltende Teilzweckbindung der CO2-Abgabe, welche die Finanzierung von
Förderprogrammen erlaubt, nicht mehr länger möglich. Die Mehrheit der

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.12.2015
MARLÈNE GERBER
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vorberatenden UREK-NR empfahl ihrem Rat, der Initiative keine Folge zu geben. Sie
befürworte eine Beratung über die Einführung eines solchen Lenkungssystems im
Rahmen der bundesrätlichen Vorlage und ziehe den aktuellen Vorschlag des
Bundesrats, wie er damals als Vernehmlassungsentwurf vorlag, der Vorlage der FDP-
Fraktion vor. Der Nationalrat folgte seiner Kommissionsmehrheit in der Wintersession
2015 mit 108 zu 80 Stimmen bei 2 Enthaltungen und gab dem Anliegen keine Folge. Über
die FDP-Fraktion hinaus fand der somit erledigte Vorschlag lediglich Zustimmung bei
einer Grossmehrheit der SVP-Vertreterinnen und -Vertreter. 36

Im Oktober 2019 setzte sich die UREK-SR erneut mit der parlamentarischen Initiative
Burkart auseinander. Mit 11 zu 1 Stimmen bei einer Enthaltung nahm die Kommission die
von ihrer Schwesterkommission ausgearbeitete Gesetzesvorlage an, die die
auslaufenden Steuererleichterungen für Erdgas, Flüssiggas und biogene Treibstoffe
sowie die bis Ende 2020 befristeten Instrumente des geltenden CO2-Gesetzes
verlängern will. Bei beiden Themen, der Mineralölsteuererleichterung und der CO2-
Gesetzgebung, schuf die Kommission jedoch Differenzen zum Beschluss des
Nationalrates. So möchte sie die Steuererleichterungen für Erdgas, Flüssiggas und
biogene Treibstoffe nicht nur bis maximal Ende 2021, sondern bis Ende 2023
verlängern. Aus Sicht der Kommission brauche es diesen längeren Zeithorizont, um den
inländischen Biogasproduzenten Investitionssicherheit zu geben. Zudem bleibe dem
Parlament bis Ende 2023 genügend Zeit, um ein längerfristiges Fördermodell für
erneuerbare Treibstoffe auszuarbeiten. Bei den Regelungen zur CO2-Gesetzgebung,
welche aufgrund der verzögerten Revision des CO2-Gesetzes ebenfalls notwendig
geworden waren, wollte die UREK-SR zentrale Instrumente verstärken. Beispielsweise
sollten die Treibhausgasemissionen ab 2021 jährlich um 3 Prozent gegenüber 1990
reduziert werden, damit die Schweiz bis 2030 ihr 50-Prozent-Reduktionziel gemäss
Pariser Klimaabkommen erreichen kann. Zudem soll der Maximalsatz für die CO2-
Abgabe auf Brennstoffe pro Jahr um CHF 10 pro Tonne CO2 erhöht werden können.
Diese und weitere Bestimmungen waren als Übergangslösung gedacht, die so lange
gelten sollen, bis die Totalrevision des CO2-Gesetzes in Kraft tritt. Eine Minderheit der
Kommission lehnte die Verschärfung der Instrumente des geltenden CO2-Gesetzes
ab. 37

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.10.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Ständerat beugte sich in der Wintersession 2019 noch einmal über die
parlamentarische Initiative Burkart zu den Steuererleichterungen für Erdgas,
Flüssiggas und biogene Treibstoffe. Zuvor hatte sich die Mehrheit der UREK-SR dafür
ausgesprochen, aus der Vorlage ein umfassendes Übergangsgesetz zu machen – mit
einer Verschärfung bestehender Massnahmen. Damit wollte sie sicherstellen, dass die
Schweiz auch dann auf dem Absenkpfad bleibt, wenn sich die Beratungen zum
totalrevidierten CO2-Gesetz verzögern. Die Übergangslösung sollte so lange gelten, bis
das neue CO2-Gesetz in Kraft tritt. Im Rat setzte sich aber die Minderheit der
Kommission durch. Deren Vertreterinnen und Vertreter argumentierten, es gehe nicht
an, wichtige Massnahmen aus dem CO2-Gesetz – über das die Räte noch berieten –
schon vorwegzunehmen. Mit 28 zu 13 Stimmen sprach sich der Ständerat somit dagegen
aus, die heutigen Klimainstrumente so zu verlängern und zu verstärken, dass die
Schweiz den eingeschlagenen Weg fortsetzten würde. Die kleine Kammer reduzierte die
Vorlage auf den Punkt, um den es ursprünglich ging: Steuererleichterungen für
umweltschonende Treibstoffe, die seit Juli 2008 gewährt werden. Diese Förderung
sollte gemäss dem Ständerat weiterhin bis 2023 gewährleistet sein. Damit blieben dem
Parlament und der Branche genügend Zeit für die neue Regelung, hiess es im Rat. 
Noch in derselben Session folgte der Nationalrat dem Ständerat stillschweigend und
bereinigte die Vorlage damit. In der Schlussabstimmung stimmte der Nationalrat der
Vorlage mit 151 zu 42 Stimmen bei 4 Enthaltungen und der Ständerat einstimmig zu. 38

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.10.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER

Irène Kälin (gp, AG) forderte die Bundesversammlung mittels einer parlamentarischen
Initiative auf, im Parlamentsgesetz einen Passus einzuführen, wonach alle neuen
Gesetzentwürfe auf die zu erwartenden Treibhausgasemissionen hin geprüft werden
müssten. Zudem sollten wenn möglich die quantifizierten Emissionen auf ihre
Vereinbarkeit mit den globalen Klimazielen dargestellt werden müssen. 
Die UREK-NR beantragte mit 14 zu 10 Stimmen, der Initiative keine Folge zu geben. Zum
einen müsse in den Botschaften des Bundesrates bereits auf die Auswirkungen auf die
Umwelt hingewiesen werden. Zum anderen sei die Initiative auch kaum praktikabel. Die
Minderheit argumentierte vergeblich, dass das Parlament vermehrt auf die

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.08.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

01.01.65 - 01.01.24 13ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Auswirkungen seiner Entscheidungen auf das Klima hingewiesen werden sollte. 39

Mit einer parlamentarischen Initiative forderte Irène Kälin (gp, AG) das Parlament dazu
auf, in der Bundesverfassung eine CO2-Bremse, analog zur Ausgabenbremse,
einzufügen. Anstatt nur die Mehrheit der Stimmenden wären mit dieser neuen
Bestimmung jeweils die Mehrheit der Mitglieder beider Räte nötig, um ein
Bundesgesetz, welches eine negative Treibhausgasemissionsbilanz aufweist,
anzunehmen. 
Mit derselben Argumentation wie bei einer zweiten parlamentarischen Initiative Kälin
(Pa.Iv. 19.403) lehnte es die UREK-NR im August 2020 mehrheitlich ab, der Initiative
Folge zu geben. 40

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.08.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Nationalrat behandelte in der Herbstsession 2020 eine parlamentarische Initiative
Kälin (gp, AG) mit dem Titel «CO2-Bilanz bei neuen Gesetzen ausweisen». Wie bereits
in der UREK-NR argumentierten die Gegnerinnen und Gegner der Initiative auch im
Plenum, dass kein unmittelbarer Handlungsbedarf bestehe, weil die Botschaften des
Bundesrates bereits heute Ausführungen zu den Auswirkungen auf die Umwelt und
künftige Generationen enthalten müssten. Zudem sei das Anliegen der Initiative in der
Praxis nicht umsetzbar. Die Vertreterinnen und Vertreter der Grünen Fraktion
argumentierten vergeblich, dass Klimaschutz als Querschnittsthema verstanden werden
und systematisch im Gesetzgebungsverfahren verankert werden müsse.
In der Abstimmung wurde die Initiative relativ knapp mit 98 zu 85 Stimmen abgelehnt.
Neben den Grünen stimmten auch die SP, die Grünliberalen sowie drei Personen aus
der Mitte-Fraktion für Folge geben. 41

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Nationalrat behandelte die parlamentarische Initiative Kälin (gp, AG) mit dem Titel
«CO2-Bremse» zusammen mit einer weiteren Initiative Kälin (Pa.Iv. 19.403). Bei beiden
argumentierten die Vertreterinnen und Vertreter der Grünen Fraktion, dass das
Anliegen der Initiative dringend notwendig sei, denn nur mit einer Änderung des
Parlamentsgesetzes müsse sich das Parlament bei allen Gesetzesvorhaben mit einer
negativen CO2-Bilanz ernsthaft mit den Konsequenzen der Vorlage beschäftigen.
Dennoch lehnte eine knappe Mehrheit des Nationalrates (98 zu 85 Stimmen) die
Schaffung einer CO2-Bremse ab, da diese keinen ausgewiesenen Handlungsbedarf
sah. 42

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Am 13. Juni 2021 lehnte die Stimmbevölkerung die Revision des CO2-Gesetzes ab. Die
Grüne Fraktion forderte im Nachgang zu dieser Abstimmung mittels einer nur wenige
Tage später eingereichten parlamentarischen Initiative, dass zumindest ein Teil der
Investitionen in den Klimaschutz, die im Gesetz vorgeschlagen worden waren, nun mit
Bundesmitteln anstatt mit den im Gesetz vorgesehenen Lenkungsabgaben finanziert
werden sollen. Beispiele seien die Finanzierung des Ausbaus des Nachtzug-Angebots
oder die Förderung von Technologien zur Reduzierung von Treibhausgasen. 43

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die UREK-NR beschloss im Juni 2021, eine Kommissionsinitiative einzureichen, um das
Reduktionsziel für Treibhausgasemissionen gemäss geltendem CO2-Gesetz bis 2024
zu verlängern. Die Fortschreibung des Reduktionsziels war im totalrevidierten CO2-
Gesetz vorgesehen gewesen. Nachdem dieses am 13. Juni 2021 an der Urne abgelehnt
worden war, müsse nun diese Übergangslösung greifen, ansonsten werde die Schweiz
ihr Klimaziel – die Reduktion der Treibhausgase bis 2030 um 50 Prozent gegenüber
1990 – nicht erreichen können, so die Begründung der Kommission. Mit der
Fortschreibung des Reduktionsziels sollen auch wichtige Massnahmen, wie etwa
«Verminderungsverpflichtungen, mit welchen sich Unternehmen bestimmter Branchen
von der CO2-Abgabe befreien können» und die Kompensationspflicht für den Import
von Treibstoffen, verlängert werden. In der Medienmitteilung der UREK-NR wurde des
Weiteren erläutert, dass die Kommission das Ziel verfolgt, bis Ende 2024 eine neue
klimapolitische Vorlage zu erarbeiten, welche definieren soll, wie es mit der Schweizer
Klimapolitik mittelfristig weitergehen solle. Eine Minderheit der UREK-NR sah es
hingegen nicht als dringlich an, das Reduktionsziel sofort weiterzuführen und sprach
sich folglich gegen die Initiative aus.
Die UREK-SR befasste sich im August 2021 mit der Initiative ihrer Schwesterkommission

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.08.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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und stimmte ihr einstimmig zu. 44

Ende August 2021 legte die UREK-NR einen Entwurf für die Revision des CO2-Gesetzes
vor, mit welcher die Kommissionsinitiative «Verlängerung des Reduktionsziels im
geltenden CO2-Gesetz» umgesetzt werden soll. Der Bundesrat gab im September 2021
bekannt, dass er den Kommissionsentwurf vollumfänglich unterstütze. Dieser werde
aber nicht reichen, um die Emissionen bis 2030 um 50 Prozent zu reduzieren (im
Vergleich zu 1990) und das netto Null Ziel bis 2050 zu erreichen. 
Gegen Ende der Herbstsession 2021 und damit keine zwei Wochen nach der
bundesrätlichen Stellungnahme wurde die Vorlage bereits im Nationalrat diskutiert, wo
sich eine intensive Debatte mit zahlreichen Wortmeldungen entwickelte.
Kommissionssprecher Bäumle (glp, ZH) erläuterte den Zweck der Gesetzesrevision.
Dieser bestehe darin, «das Reduktionsziel des bestehenden Gesetzes bis Ende 2024»
fortzuschreiben, sowie wichtige Massnahmen weiterzuführen – insbesondere die
Rückerstattung der CO2-Abgabe an Betreiber mit Verpflichtung zur Verminderung der
Treibhausgasemissionen. Auf weiterführende Massnahmen habe die Kommission
verzichtet, um das Gesetz nicht zu überladen und so ein Referendum abzuwenden.
Weiterführende Massnahmen seien gemäss Bäumle unumgänglich, gehörten aber in
eine andere Vorlage, beispielsweise in den  Gegenvorschlag zur Gletscher-Initiative.
Anschliessend präsentierten die verschiedenen Fraktionen ihre Positionen und ihre
entsprechenden Minderheitsanträge. Dabei lagen Anträge von links-grüner Seite,
welche die Vorlage ausbauen wollten, sowie Anträge von rechts-bürgerlicher Seite, die
die Vorlage straffen wollten, vor. Eine Minderheit Clivaz (gp, VS) verlangte beispielsweise
die regelmässige Überprüfung der klimabedingten finanziellen Risiken durch die FINMA
und die SNB und eine Minderheit Klopfenstein Broggini (gp, GE) forderte eine
Lenkungsabgabe auf private Flüge. Auf der anderen Seite des politischen Spektrums trat
Albert Rösti (svp, BE) dafür ein, dass der maximal zulässige Kompensationszuschlag von
5 auf 1,5 Rappen pro Liter Benzin gesenkt wird. Bei den anschliessenden Abstimmungen
wurden jedoch alle diese Minderheitsanträge abgelehnt. Einzig ein Einzelantrag Regazzi
(mitte, TI) fand mehrheitlich Zustimmung. Mit der Annahme dieses Antrags entschied
die grosse Kammer, dass die Mandate für die derzeit mit der Umsetzung der
Zielvereinbarungen betrauten Agenturen bis 2024 verlängert werden sollen. In der
Schlussabstimmung votierten 143 Mitglieder des Nationalrats für die Annahme des
Entwurfs; einzig die SVP-Fraktion stimmte geschlossen dagegen (53 Stimmen). Als
nächstes wird sich der Ständerat mit der Vorlage befassen. 45
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Zusammenfassung
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ 

Indirekter Gegenvorschlag zur Gletscher-Initiative. Netto-Null-
Treibhausgasemissionen bis 2050 (Pa. Iv. 21.501)

Währenddem die Räte die Gletscherinitiative zur Ablehnung empfahlen, fand der
indirekte Gegenvorschlag zur Gletscherinitiative im Parlament eine Mehrheit. Die
beiden Kammern entschieden, in Umsetzung der parlamentarischen Initiative der
UREK-NR ein neues Bundesgesetz über die Ziele im Klimaschutz, die Innovation und die
Stärkung der Energiesicherheit zu schaffen. Mit Reduktionszielen in den verschiedenen
Bereichen, wie etwa Verkehr, Gebäude und Industrie, soll insgesamt das Netto-Null-Ziel
bis 2050 erreicht werden. Sie hiessen dafür auch zwei Bundesbeschlüsse über die
Förderung neuer Technologien und über ein Programm zum Heizungsersatz gut. Gegen
dieses neue Gesetz kündigte die SVP ein Referendum an. Darüber hinaus stimmten die
Räte für die Schaffung eines dringlichen Gesetzes über Massnahmen zur kurzfristigen
Erstellung einer sicheren Stromversorgung im Winter, welches den Ausbau der
Photovoltaik, insbesondere in den Bergen, sowie die Erhöhung der Grimsel-Staumauer
sicherstellen sollte. Das von der SVP ergriffene Referendum kam zustande, weswegen
sich die Stimmberechtigten am 18. Juni 2023 zum Bundesgesetz über die Ziele im
Klimaschutz, die Innovation und die Stärkung der Energiesicherheit äusserten. Mit  59.1
Prozent Ja-Stimmen wurde das Klima- und Innovationsgesetz an der Urne
angenommen. 

Chronologie
Beschluss für indirekten Gegenvorschlag
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Präsentation der Vorlage
Erste Behandlung im Nationalrat
Erste Behandlung im Ständerat
Differenzen
Vorlage wird bereinigt
Referendum kommt zustande

_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Résumé 
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Contre-projet indirect à l'initiative sur les glaciers. Zéro émission nette de gaz à effet
de serre d'ici à 2050 (Iv. Pa. 21.501)
(Traduction: Chloé Magnin) 

Alors que les Conseils recommandaient le rejet de l'initiative sur les glaciers, le contre-
projet indirect à l'initiative populaire a trouvé une majorité au Parlement. Les deux
chambres ont décidé, dans le cadre de la mise en œuvre de l'initiative parlementaire de
la CEATE-CN, de créer une nouvelle loi fédérale avec des objectifs visant la protection
du climat, l'innovation et le renforcement de la sécurité énergétique. Avec diverses
mesures dans différents secteurs, comme les transports, les bâtiments et l'industrie,
l'objectif zéro émission nette devrait être atteint d'ici 2050. Les chambres ont aussi
accepté deux arrêtés fédéraux sur la promotion de nouvelles technologies et sur un
programme de remplacement de chauffage. Dans la foulée, l'UDC a annoncé un
référendum contre la nouvelle loi. En outre, les Conseils ont voté pour la création d'une
loi urgente pour prendre des mesures à court terme concernant une source d'énergie
sûre en hiver, laquelle sécuriserait l'expansion photovoltaïque, principalement en
montagne, ainsi que le rehaussement du barrage de Grimsel. Le référendum lancé par
l'UDC ayant abouti, le corps électoral s'est prononcé le 18 juin 2023 sur la Loi fédérale
sur les objectifs en matière de protection du climat, sur l’innovation et sur le
renforcement de la sécurité énergétique. La loi sur le climat et l'innovation a été
acceptée dans les urnes par 59,1 % des votant.e.s.

Chronologie
Décision pour le contre-projet indirect
Présentation du projet
Premier passage au Conseil national
Premier passage au Conseil des Etats
Divergences
Projet est finalisé
Le référendum a abouti
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Die UREK-NR entschied sich im Oktober 2021 dazu, der Gletscherinitiative einen
indirekten Gegenvorschlag gegenüberzustellen, «damit rasch eine griffige Lösung auf
Gesetzesstufe vorliegt». Dafür reichte sie eine parlamentarische Initiative ein, durch
welche die gesetzlichen Grundlagen geschaffen werden sollen, um den Verbrauch
fossiler Brenn- und Treibstoffe stark zu reduzieren, damit das Netto-Null-Ziel bis 2050
erreicht werden kann, und um einen Absenkpfad für die Treibhausgasemissionen bis
2050 zu definieren. Die dafür notwendigen Massnahmen sollen sozialverträglich
ausgestaltet werden und die Schweizer Volkswirtschaft stärken. 
Die UREK-SR befasste sich im November 2021 mit der Initiative und stimmte für
Folgegeben; dadurch fiel der Startschuss für die Ausarbeitung einer Vorlage durch die
UREK-NR. 46
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Der Ständerat beugte sich in der Wintersession 2021 über die Revision des CO2-
Gesetzes in Umsetzung der parlamentarischen Initiative für eine «Verlängerung des
Reduktionsziels im geltenden CO2-Gesetz». Wie bereits der Nationalrat war sich auch
die vorberatende UREK-SR einig, dass das Gesetz nicht mit Verschärfungen oder
Erleichterungen modifiziert werden sollte, sondern lediglich die wichtigsten
Massnahmen des geltenden CO2-Gesetzes bis 2024 verlängert werden sollten, wie
Kommissionssprecher Schmid (fdp, GR) erläuterte. Die UREK-SR wollte denn auch nur
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eine einzige Differenz zum Nationalrat schaffen: Der durch einen Einzelantrag Regazzi
(mitte, TI) eingebrachte Zusatz in Artikel 49b sollte gestrichen werden. Mit diesem
Zusatz hatte der Nationalrat festgelegt, dass die Vereinbarungen zur CO2-Reduktion
durch die Wirtschaft (so genannte Zielvereinbarungen) bis mindestens 2024 mit Hilfe
derselben Organisationen, die diese Aufgabe auch bislang wahrgenommen haben, zu
erarbeiten und umzusetzen seien. Schmid erläuterte, dass dieser Zusatz in Konflikt mit
den WTO-Regeln geraten könnte, woraufhin die kleine Kammer dem Vorschlag der
Kommission auf Streichung folgte. Der Ständerat schuf indes noch eine zweite
Differenz zum Nationalrat, indem er einem Einzelantrag Wicki (fdp, NW) zustimmte.
Wicki hatte vorgeschlagen, die in Erfüllung der parlamentarischen Initiative Burkart
(fdp, AG; Pa.Iv. 17.405) gewährten Steuererleichterungen für Erdgas, Flüssiggas und
biogene Treibstoffe ebenfalls bis Ende 2024 fortzuführen.
Vier Tage später schloss sich der Nationalrat in beiden Punkten dem Ständerat an,
wodurch das Geschäft noch in der Wintersession bereinigt werden konnte. In den
Schlussabstimmungen stimmte der Nationalrat der Vorlage mit 142 zu 46 Stimmen bei 5
Enthaltungen zu; die ablehnenden Stimmen stammten allesamt aus der SVP-Fraktion.
Der Ständerat nahm das Geschäft einstimmig mit 41 zu 0 Stimmen bei 3 Enthaltungen
an. 47

Im September 2020 reichte die Fraktion der Grünen eine parlamentarische Initiative
ein, mit welcher ein durch ein Losverfahren bestimmter Klimarat geschaffen werden
soll. Dieser Klimarat würde aus 200 rein zufällig ausgelosten Personen bestehen, womit
die Geschlechter, Altersgruppen, Sprachregionen und weitere Kriterien adäquat
abgebildet werden sollten. Um in der aktuellen globalen Klimakrise für mehr
Klimaschutz und -gerechtigkeit zu sorgen, soll der Rat politische Rechte ausüben
können. So soll er beispielsweise Motionen zu Handen des Parlaments einreichen und
mit einer Zweidrittelmehrheit Volksinitiativen vorschlagen können, welche analog einer
zustande gekommenen Volksinitiative zur Abstimmung gelangen würden.
Die SPK-NR prüfte die Initiative im Oktober 2021 und gab ihr keine Folge. Es bestünden
keine guten Gründe, ein solches Gremium zu schaffen, argumentierte die
Kommissionsmehrheit. Zum einen würde dieser Rat das Parlament schwächen. Zum
anderen wäre er demokratisch nur ungenügend legitimiert. Insbesondere deshalb wäre
es sehr problematisch, wenn «dieser befugt sein soll, Volk und Ständen
Verfassungsänderungen zu unterbreiten, wie dies auch 100'000 Bürgerinnen und
Bürger tun können». Ausserdem bestünden für die Bevölkerung bereits genügend
direktdemokratische Instrumente, um im politischen Prozess mitzuwirken. 
Die grosse Kammer behandelte das Geschäft in der Wintersession 2021. Nachdem die
beiden Mitglieder der Grünen Partei, Balthasar Glättli (gp, ZH) und Greta Gysin (gp, TI),
sowie die beiden Kommissionssprechenden, Damien Cottier (fdp, NE) und Marianne
Binder-Keller (mitte, AG), ihre schon aus dem Kommissionsbericht bekannten
Argumente noch einmal vorgelegt hatten, schritt die grosse Kammer zur Abstimmung.
Der Nationalrat folgte seiner Kommission und gab der Initiative mit 136 zu 33 Stimmen
bei 19 Enthaltungen keine Folge. Das Anliegen vermochte nebst den Grünen nur
vereinzelte Mitglieder der SP-Fraktion zu überzeugen. 48
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Im Juni 2021 reichte Nationalrätin Valentine Python (gp, VD) eine parlamentarische
Initiative zum Verbot von Werbung für CO2-intensive Produkte ein. Gemäss Initiantin
solle ein Life Cycle Assessment (LCA), also eine Analyse der potenziellen
Umweltwirkungen und der Energiebilanz während des gesamten Lebensweges,
definieren, welche Güter von diesem Werbeverbot betroffen wären. Python machte
darauf aufmerksam, dass die Schweiz proportional gesehen sehr viele Treibhausgase
ausstosse. Wenn man auch die grauen Emissionen mitberücksichtige, befinde sich die
Schweiz in punkto CO2-Emissionen pro Bewohner weltweit sogar an vierter Stelle. Es
sei daher sehr wichtig, «unsere Lebens- und Konsumweisen anzupassen». Eine
Massnahme, die ergriffen werden könne, liege in einem Verbot von Werbung für
besonders klimaschädliche Produkte.
Die RK-NR beriet dieses Anliegen im Februar 2022 und gab der Initiative mehrheitlich
keine Folge, da ihr das geforderte Werbeverbot zu weit ging. Zudem schätzte sie es als
sehr komplex ein, eine Abgrenzung des Anwendungsbereichs des Verbots zu definieren.
Diese unklare Definition würde wiederum zu Rechtsunsicherheit führen. Eine
Minderheit Fehlmann Rielle (sp, GE) beantragte Folgegeben. Für die Minderheit stellte
das LCA ein bewährtes Instrument dar, anhand dessen gut bestimmt werden könne,
welche Produkte unter das Werbeverbot fallen würden. 49
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Die UREK-NR lancierte im Januar 2022 eine parlamentarische Initiative, um die CO2-
Emissionen durch die Förderung von biogenen und erneuerbaren synthetischen
Treibstoffen zu senken. Im Detail forderte die Kommission eine Beimischpflicht
nachhaltiger biogener und erneuerbarer synthetischer Treibstoffe in die
herkömmlichen Treibstoffe. Zudem sollen Erstere weiterhin von Steuererleichterungen
profitieren und ihre Verwendung an die CO2-Flottenemissionsregelung angerechnet
werden können – dazu sollte der entsprechende Artikel des abgelehnten CO2-Gesetzes
wieder aufgenommen werden. Dies bedeutet, dass die Importeure und Hersteller von
Fahrzeugen zukünftig die CO2-Verminderung, die sie durch die Verwendung von
biogenen und erneuerbaren synthetischen Treibstoffen erreichen, bei der Kalkulation
der CO-Emissionen ihrer Neuwagenflotte mit einrechnen dürfen. Die UREK-SR stimmte
der Initiative im März 2022 einstimmig zu. 50
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Im April 2022 präsentierte die UREK-NR ihren indirekten Gegenvorschlag zur
Gletscherinitiative in Form eines neuen Bundesgesetzes über die Ziele im Klimaschutz.
Die Kommission verfolgte mit dem indirekten Gegenvorschlag das Ziel, möglichst rasch
ein Gesetz in Kraft zu setzen um damit netto Null bis 2050 erreichen zu können. Für die
verschiedenen Sektoren wurden unterschiedliche Dekarbonisierungsziele definiert: Der
Gebäude- und der Verkehrssektor sollen bis 2050 klimaneutral werden; die Industrie
bis zum selben Zeitpunkt 90 Prozent weniger Treibhausgase ausstossen (im Vergleich zu
1990). Für die Reduktion ist ein Absenkpfad mit Zwischenzielen vorgesehen, so sollen
etwa bis 2040 insgesamt bereits 75 Prozent weniger Emissionen ausgestossen werden.
Mit dem Gesetzesentwurf sollen auch die Finanzflüsse von Schweizer Institutionen
klimaverträglich ausgerichtet und die Anpassungsmassnahmen an den Klimawandel
intensiviert werden. Die UREK-NR sah für diese Ziele verschiedene
Förderungsinstrumente vor. So sollen etwa neue Technologien für die Reduktion von
Treibhausgasemissionen während 6 Jahren mit CHF 1.2 Mrd. unterstützt werden.
Zudem sah der Entwurf ein Förderprogramm im Umfang von jährlich CHF 200 Mio. für
den Ersatz von fossil und elektrisch betriebenen Heizungen sowie für
Gebäudesanierungen vor. Für die Umsetzung dieses Förderprogramms sind
Änderungen am EnG vorgesehen. Für die Umsetzung der übrigen Ziele werde der
Bundesrat allen voran im CO2-Gesetz Massnahmen vorschlagen.
Eine Minderheit der UREK-NR um Michael Graber (svp, VS) lehnte den
Gesetzesvorschlag ab und beantragte Nichteintreten. Sie schätzte die Ziele und
Massnahmen des vorgesehenen Gesetzes als unverhältnismässig und finanzpolitisch
untragbar ein. 51
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Der Nationalrat diskutierte in der Sommersession 2022 ausführlich über den indirekten
Gegenvorschlag zur Gletscherinitiative: In zwei Sitzungen und in insgesamt über 130
Wortmeldungen tauschten sich die Parlamentarierinnen und Parlamentarier über die
zukünftige Klimapolitik aus.
Die Sprechenden der Kommission, Susanne Vincenz-Stauffacher (fdp, SG) und Roger
Nordmann (sp, VD), präsentierten die Vorlage: Diese stelle ein Rahmengesetz dar, in
welchem zum einen die Ziele mit CO2-Absenkpfaden für einzelne Sektoren festgelegt
worden seien und welches zum anderen auch bereits einzelne finanziell wirksame
Massnahmen enthalte. Die UREK-NR-Sprecherin betonte, dass dieser Entwurf im
Gegensatz zum von der Stimmbevölkerung abgelehnten CO2-Gesetz keine Erhöhung
von Abgaben und keine neuen Steuern beinhalte. Anschliessend begründete Michael
Graber (svp, VS) im Namen seiner Minderheit den Antrag auf Nichteintreten. Erstens
lehne die Minderheit den indirekten Gegenvorschlag aus demokratiepolitischen
Gründen ab: So habe die Stimmbevölkerung vor ziemlich genau einem Jahr die Revision
des CO2-Gesetzes abgelehnt, dessen Ziele mit dem vorliegenden Entwurf quasi
identisch seien; diesen Volkswillen gelte es zu respektieren. Zudem wolle die
Kommission mit dem indirekten Gegenvorschlag das Ständemehr umgehen, da dieses
bei einem allfälligen fakultativen Referendum im Gegensatz zur Initiative nicht
notwendig sei. Zweitens sei das vorliegende Gesetz «unredlich», da das Hauptproblem
für die Klimabilanz der Schweiz, das Bevölkerungswachstum, nicht berücksichtigt
werde, obwohl «mehr Menschen [...] ganz einfach mehr CO2 [produzieren]». Drittens
sei die Vorlage nicht sinnvoll; in der gegenwärtigen Lage mit dem Krieg in der Ukraine
solle sich die Schweiz lieber darauf konzentrieren, eine Strommangellage zu
verhindern.

Nach diesem Votum äusserten sich die Fraktionen zum Eintreten und erörterten ihre
generelle Haltung zur Vorlage. Die Grüne-, die SP-, die GLP-, die Mitte- und die
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FDP.Liberale-Fraktion gaben an, auf die Vorlage einzutreten, und lobten diese in weiten
Teilen. So freute sich etwa Kurt Egger (gp, TG) seitens der Grünen-Fraktion, dass das
netto-Null-Ziel, das wichtigste Anliegen der Gletscher-Initiative, Eingang in das Gesetz
gefunden hatte und auch Reduktionsziele für einzelne Sektoren aufgenommen wurden.
Er begrüsste auch das Ziel, die Finanzflüsse klimaverträglich auszurichten. Nadine
Masshardt (sp, BE) betonte die Relevanz der beiden «Herzstücke» der Vorlage, das
Förderprogramm für den Ersatz fossil und elektrisch betriebener Heizungen und die
Finanzierung neuartiger Prozesse und Technologien. Für die GLP-Fraktion betonte
Barbara Schaffner (glp, ZH), dass der indirekte Gegenvorschlag so weit gehen soll, dass
der Rückzug der Volksinitiative ermöglicht wird, während die Vorlage aber gleichzeitig
auch nicht überladen werden soll. Mitglieder der Mitte- und der FDP.Liberalen-
Fraktionen unterstrichen, dass ihre Fraktionen hinter dem Übereinkommen von Paris
und der Klimaneutralität bis 2050 stünden. Die SVP-Fraktion schliesslich sprach sich als
einzige Fraktion gegen Eintreten aus. Christian Imark (svp, SO) wiederholte im Namen
der SVP im Wesentlichen die von Michael Graber vorgebrachten Gründe und kritisierte,
dass es im vorliegenden Gesetz um «Umverteilung, um Bevormundung und um
Verteuerung» gehe. 
Nach den Fraktionen ergriff Umweltministerin Simonetta Sommaruga das Wort. Sie
begrüsste im Namen des Bundesrates den Entwurf der Kommission für das neue
Klimarahmengesetz. Dieses passe auch gut zum CO2-Nachfolgegesetz, welches der
Bundesrat derzeit vorbereite. Angesichts des Krieges in der Ukraine sei es noch einmal
drängender geworden, von den fossilen Energieträgern unabhängig zu werden. Der
einzige Punkt, den Sommaruga am Entwurf bemängelte, war das geplante
Förderprogramm für die Industrie, welches den Bundeshaushalt während sechs Jahren
jährlich mit CHF 1.2 Mrd. belasten würde. Der Bundesrat sei der Ansicht, dass dies
derzeit finanziell nicht drin liege. An die SVP-Fraktion gerichtet erklärte Sommaruga des
Weiteren, dass über die eigentlichen Umsetzungsmassnahmen im Rahmen von
etappenweise vorgelegten Revisionen des CO2-Gesetzes entschieden werde. Dadurch
sei bei jeder Revision wieder ein Volksentscheid möglich. Einen Einzelantrag von
Thomas Aeschi (svp, ZG), der forderte, den Entwurf an die Kommission zurückzuweisen,
um ein ordentliches Vernehmlassungsverfahren zum indirekten Gegenvorschlag
durchzuführen, bevor dieser beraten wird, lehne der Bundesrat ab, so Sommaruga. Die
Exekutive teile diesbezüglich die Ansicht der Mehrheit der Kommission, dass eine
solche Vernehmlassung keine neuen Erkenntnisse bringen würde. Anschliessend
stimmte der Nationalrat über Eintreten sowie über den Einzelantrag Aeschi ab.
Eintreten wurde mit 135 zu 52 Stimmen bei 3 Enthaltungen beschlossen. Der Antrag
Aeschi wurde mit einem ähnlichen Stimmenverhältnis abgelehnt. Die beiden Anliegen
fanden ausserhalb der SVP-Fraktion keine Zustimmung.

Danach wurden in einem ersten Debatten-Block die Artikel zu den Zielen des Gesetzes
diskutiert. Dabei galt es einige Anträge von links-grün und von der SVP zu beraten. Eine
Minderheit um Delphine Klopfenstein Broggini (gp. GE) forderte beispielsweise, dass die
Schweiz bereits 2040 und nicht erst 2050 klimaneutral werden solle. Eine Minderheit
Graber hingegen wollte die Verminderungsziele für die einzelnen Sektoren streichen.
Diese Ziele kämen einer Planwirtschaft gleich, welche Innovation verhindere und das
Wirtschaftswachstum bremse, argumentierte Graber. Der Nationalrat lehnte alle
Minderheitenanträge ab. 

In einem zweiten Block wurden die Massnahmen zur Umsetzung der Ziele beraten. In
diesem zweiten Block brachten allen voran Personen aus der SVP-Fraktion Anträge vor;
beispielsweise sollte das Ziel der klimaverträglichen Ausrichtung der Finanzflüsse
gestrichen werden. Auch das Sonderprogramm zum Ersatz von Heizungsanlagen wollte
eine Minderheit Rösti (svp, BE) aus dem Gesetz entfernen. Dieses binde lediglich
Gelder, die besser für die Stromproduktion genützt würden, argumentierte Rösti.
Bundesrätin Sommaruga äusserte sich im Rahmen des zweiten Blocks vor allem zur
geplanten Förderung von neuartigen Technologien und zur Absicherung von Risiken für
öffentliche Infrastrukturen. Sie beantragte, die entsprechenden Artikel zu streichen
und diese besser in die geplante Revision des CO2-Gesetzes aufzunehmen.
In den abschliessenden Abstimmungen folgte der Nationalrat fast überall dem Weg, den
die vorberatende UREK-NR vorgespurt hatte. Er stimmte lediglich einer kleineren
Änderung zu, wonach die Gemeinden, anders als die Kantone und der Bund, in Bezug
auf die Erreichung der Klimaneutralität und in Bezug auf die Anpassung an die
Auswirkungen des Klimawandels keine Vorbildfunktion für Private und die Wirtschaft
übernehmen müssen. Diese Vorbildfunktion besteht darin, dass die Bundesverwaltung
bis zum Jahr 2040 mindestens klimaneutral sein muss; die Kantone müssen dieses Ziel
lediglich anstreben.
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In der Gesamtabstimmung votierte der Nationalrat mit 122 zu 72 Stimmen für Annahme
des Entwurfs. Die Gegenstimmen stammten aus den Reihen der geschlossen
stimmenden SVP-Fraktion sowie von einigen Mitgliedern der FDP.Liberalen- und der
Mitte-Fraktionen. 52

Der Nationalrat diskutierte in der Sommersession 2022 ein Verbot von Werbung für
CO2-intensive Produkte, wie es von Valentine Python (gp, VD) in einer
parlamentarischen Initiative gefordert worden war. Die Initiantin und ihre Mitstreiterin
Laurence Fehlmann (sp, GE) argumentierten vergeblich, dass die Werbung eine
entscheidende Rolle bei den Kaufentscheidungen spiele und ein Verbot für die
Bewerbung von CO2-intensiven Produkten, wie etwa Autos oder nicht nachhaltige
Lebensmittel, einen Beitrag zur Minderung des CO2-Ausstosses leisten könne. Auch der
Hinweis darauf, dass in der EU derzeit ein ähnliches Vorhaben debattiert werde,
vermochte die Mehrheit der grossen Kammer nicht zu überzeugen.
Kommissionssprecherin Barbara Steinemann (svp, ZH) legte hingegen dar, dass ein LCA,
wie es die Initiative forderte, äusserst aufwändig sei und das geforderte
Wettbewerbsverbot quasi die ganze Werbebranche in Frage stelle. Der Initiative wurde
schliesslich mit 121 zu 69 Stimmen keine Folge gegeben. Sie ist damit vom Tisch. 53
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Die UREK-NR befasste sich Ende August 2022 mit einer parlamentarischen Initiative
der Grünen, welche Investitionen in den Klimaschutz vermehrt aus allgemeinen
Bundesmitteln finanzieren möchte. Die Kommissionsmehrheit (14 zu 9 Stimmen bei 2
Enthaltungen) entschied, der Initiative keine Folge zu geben, da derzeit der
Gegenvorschlag zur Gletscherinitiative beraten werde und eine separate Vorlage zu
Fragen der Finanzierung des Klimaschutzes daher nicht sinnvoll erscheine. Zudem
werde der Bundesrat voraussichtlich diesen Herbst die Botschaft zum CO2-Gesetz
nach 2024 vorlegen. Die Kommissionsminderheit sah in der Initiative jedoch ein
geeignetes Instrument, um die Investitionen in den Klimaschutz zu stärken. 54
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Der Ständerat befasste sich in der Herbstsession 2022 als Zweitrat mit dem indirekten
Gegenvorschlag zur Gletscherinitiative. Zu Beginn der intensiven Debatte berichtete
Elisabeth Baume-Schneider (sp, JU) im Namen der vorberatenden UREK-SR, dass diese
vorschlage, den Ausbau der Photovoltaik sowohl auf freien Flächen als auch auf
Gebäuden zu beschleunigen. Die Kommission wolle daher einzelne Artikel des
vorliegenden indirekten Gegenvorschlags abspalten und diese in Form eines dringlichen
Bundesgesetzes mit dem Titel «Bundesgesetz über dringliche Massnahmen zur
kurzfristigen Bereitstellung einer sicheren Stromversorgung im Winter» behandeln.
Dies erlaube es, die Förderung der Photovoltaik mit der gebotenen Eile anzugehen. Der
Gegenvorschlag beinhaltete somit das «Bundesgesetz über die Ziele im Klimaschutz»
sowie die zwei dazu gehörigen Finanzierungsvorlagen – die Bundesbeschlüsse 2 und 3;
nicht aber das neue dringliche Bundesgesetz. Die Mehrheit der UREK-SR beantragte in
der Folge beim indirekten Gegenvorschlag kaum Abweichungen von der
nationalrätlichen Linie, hingegen lagen verschiedene Minderheitsanträge vor.
Knapp wurde es zum Beispiel bei den Bestimmungen zur Förderung von neuartigen
Technologien und Prozessen. Eine Minderheit Stark (svp, TG) beantragte, diese
Massnahmen zur Technologieförderung sowie zum Heizungsersatz im Rahmen des CO2-
Gesetzes zu regeln und als Konsequenz aus dem Gegenvorschlag zu streichen und
infolgedessen auch nicht auf die Bundesbeschlüsse 2 und 3 einzutreten. Stark
kritisierte, dass im Gesetzesentwurf nicht nur auf die Ziele des Klimaschutzes fokussiert
werde, sondern auch bereits konkrete Umsetzungsmassnahmen festgehalten würden.
Diese Massnahmen gehörten jedoch ins CO2-Gesetz, alles andere sei «falsch –
staatspolitisch, rechtstechnisch, sachlich», monierte Stark. Dieser Antrag wurde mit 24
zu 21 Stimmen abgelehnt. Er erhielt Unterstützung aus den Reihen der SVP-, der Mitte-
und der FDP.Liberalen-Fraktion. 
Beim Programm zum Ersatz der fossilen Heizsysteme und der elektrischen
Widerstandsheizungen ergänzte der Ständerat die Vorlage um eine Bestimmung zur
Förderung der Energieeffizienz und stimmte der vom Nationalrat beschlossenen
Kredithöhe von CHF 200 Mio. pro Jahr (für 10 Jahre) auf Antrag der Minderheit
Reichmuth (mitte, SZ) zu. Die Kommissionsmehrheit hätte den Kredit auf CHF 100 Mio.
pro Jahr senken wollen. Damian Müller (fdp, LU) hatte den Mehrheitsantrag damit
begründet, dass es angesichts des Fachkräftemangels und der Lieferschwierigkeiten bei
manchen Bauteilen nicht realistisch sei, pro Jahr mehr als CHF 100 Mio. für diese
Arbeiten ausgeben zu können.
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Der Ständerat schuf schliesslich im indirekten Gegenvorschlag noch einige kleinere
Differenzen zum Nationalrat, beispielsweise bei den Berg- und Randgebieten; diese
sollen nach dem Willen der kleinen Kammer stets zusätzlich in ihren Massnahmen
unterstützt werden, sofern eine besondere Ausgangslage bestehe.

Den meist diskutierten Aspekt stellte sodann der Ausbau der Photovoltaik in Form des
erwähnten abgespaltenen dringlichen Bundesgesetzes dar. Dabei ging es insgesamt um
drei verschiedene Punkte, die vor der Abstimmung über die Überführung in ein eigenes
Gesetz bereinigt werden mussten.
Der erste Punkt betraf die generelle Pflicht, auf Dächern oder Fassaden von Neubauten
zukünftig eine Solaranlage zu erstellen. Kommissionssprecherin Baume-Schneider
führte aus, dass der Ausbau der Photovoltaik bei Neubauten bisher eher schleppend
vorangehe; dieser müsse aber vorangebracht werden, wenn man den Ausbau der
Photovoltaik als umfassendes Konzept verstehe. Die daher geforderte neue Pflicht
wurde von einer starken Minderheit Fässler (mitte, AI) bekämpft: Fässler argumentierte,
dass mit dieser Bestimmung sowohl die Eigentumsgarantie nach Artikel 26 BV als auch
die Kompetenzverteilung zwischen Bund und Kantonen im Bereich der
Energieversorgung in Frage gestellt würden. Es sei daher angebracht, diese Fragen im
Rahmen des Mantelerlasses zum Energiegesetz zu behandeln. Roberto Zanetti (sp, SO)
entgegnete, dass man als Bauherr ohnehin in seinen Eigentumsrechten eingeschränkt
sei: «Ob das über ein kommunales Baureglement, über Bundesgesetze oder über ein
kantonales Gesetz geschieht, ist, wie gesagt, für mich als Grundeigentümer piepegal.»
Anschliessend sprachen sich 25 Mitglieder des Ständerates für diese Bestimmungen
aus, 19 waren dagegen. Bei Letzteren handelte es sich um Mitglieder der SVP-, der
FDP.Liberalen- und der Mitte-Fraktion. 
Der zweite Punkt, der vor der Überführung bereinigt werden musste, war unumstritten:
Der Ständerat nahm eine Bestimmung, in welcher die bestmögliche Nutzung der
Sonnenenergie auf den dafür geeigneten Infrastrukturoberflächen des Bundes
vorgeschrieben wurde, stillschweigend an. 
Der dritte Punkt umfasste die Bestimmungen zur Förderung von Photovoltaik-
Grossanlagen und wurde wiederum ausgiebig diskutiert. Hier beantragte die
Kommissionsmehrheit, dass Photovoltaik-Grossanlagen, die jährlich mindestens 20
Gigawattstunden Strom produzieren, wovon mindestens 45 Prozent im Winterhalbjahr
anfallen müssen, von einer besonderen Förderung profitieren sollen, bis schweizweit
mit solchen Anlagen 2 Terawattstunden Strom produziert würden. Diese besondere
Förderung soll unter anderem Bestimmungen umfassen, wonach für diese Anlagen
keine Planungspflicht und keine UVP-Pflicht gelten sollen, da das Interesse an ihrer
Realisierung den anderen nationalen und kantonalen Interessen vorgehe. Zudem sollen
diejenigen Photovoltaik-Grossanlagen, die bis Ende 2025 zumindest teilweise an das
Stromnetz angebunden sind, seitens des Bundes eine Einmalvergütung von 50 bis 60
Prozent der Investitionskosten erhalten. 
Pirmin Bischof (mitte, SO) sprach von einem mutigen, aber notwendigen Schritt, diese
«Alpen-Solaranlagen» unter Umgehung der üblichen Verfahrensvorschriften zu
bewilligen. Zu diesen Vorschlägen der Kommissionsmehrheit lagen drei Einzelanträge
vor. Ein Antrag Würth (mitte, SG) verlangte, dass diese Anlagen lediglich 10 anstatt 20
Gigawattstunden erbringen müssen. Ansonsten könnten fast keine solchen Anlagen
realisiert werden, argumentierte er. Die grosse Mehrheit des Rates (43 zu 1 Stimmen)
kam diesem Begehren Würths nach. Heidi Z'graggen (mitte, UR), Präsidentin der ENHK,
forderte, dass solche Anlagen in Mooren und Moorlandschaften von besonderer
Schönheit und gesamtschweizerischer Bedeutung verboten sowie in Landschaften,
Naturdenkmälern und Biotopen von nationaler Bedeutung nur beschränkt möglich sein
sollen. Zudem müssten die Anlagen nach der Ausserbetriebnahme ersatzlos
zurückgebaut und die Gebiete wieder in ihren Zustand vor dem Ausbau zurückversetzt
werden. Zwar stimmte der Ständerat dem Verbot in Mooren und Moorlandschaften
sowie der Pflicht zu einem ersatzlosen Rückbau der Solaranlagen und der
Wiederherstellung der Ausgangslage einstimmig oder deutlich zu, lehnte aber eine
Einschränkung in Landschaften, Naturdenkmälern und Biotopen von nationaler
Bedeutung mit 24 zu 17 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) ab. Ein Antrag Hegglin (mitte, ZG)
verlangte schliesslich, dass die Einmalvergütung nicht einfach als 50 bis 60 Prozent der
Investitionskosten definiert wird, sondern dass sich diese auch an der
Wirtschaftlichkeit der Investition orientieren soll. Hegglin wollte damit verhindern, dass
der Bund die Schuldenbremse nicht mehr einhalten kann, sein Antrag scheiterte jedoch
mit 31 zu 12 Stimmen. 
Nachdem diese Vorbedingungen geklärt waren, überführte der Ständerat diese
Bestimmungen zur Photovoltaik einstimmig in ein eigenes Bundesgesetz. 

In den Gesamtabstimmungen nahm der Ständerat alle vier einzelnen Entwürfe an: Am
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meisten Unterstützung genoss der neue Entwurf des Bundesgesetzes über dringliche
Massnahmen zur kurzfristigen Bereitstellung einer sicheren Stromversorgung im Winter
(Photovoltaik-Anlagen), welcher bei 4 Enthaltungen ohne Gegenstimmen angenommen
wurde. Das Bundesgesetz über die Ziele im Klimaschutz wurde von 4 Mitgliedern der
SVP-Fraktion abgelehnt, 2 enthielten sich der Stimme, während die restlichen
Ständerätinnen und Ständeräten dem Entwurf zustimmten. Der Bundesbeschluss über
die Finanzierung der Förderung von neuartigen Technologien und Prozessen und der
Bundesbeschluss über die Finanzierung des Sonderprogrammes zum Ersatz von
Heizungsanlagen wurden mit ähnlichen Stimmenverhältnissen angenommen (33 zu 9
Stimmen bei 2 Enthaltungen und 32 zu 9 bei 4 Enthaltungen), wobei jeweils einzelne
Mitglieder der SVP-, der FDP- sowie der Mitte-Fraktionen gegen die Beschlüsse
stimmten. Somit nahm der Ständerat alle drei Entwürfe des indirekten Gegenvorschlags
an. 55

Nach dem Ständerat befasste sich auch der Nationalrat in der Herbstsession 2022
noch einmal ausführlich mit dem Gegenvorschlag zur Gletscherinitiative. Zuerst
behandelte die grosse Kammer einen Ordnungsantrag von Michael Graber (svp, VS) auf
Abtraktandierung des indirekten Gegenvorschlags zur Gletscher-Initiative. Graber
führte aus, dass sein Antrag nur die Entwürfe 1 bis 3 betreffe, den Entwurf 4 zum
Ausbau der Photovoltaik zur sicheren Stromversorgung im Winter tangiere er nicht. Der
SVP-Nationalrat kritisierte, dass ein falsches Signal an die Bevölkerung ausgesendet
werde, wenn diese zum Stromsparen aufgerufen werde und gleichzeitig ein Gesetz
beschlossen werde, durch welches aufgrund der angestrebten Dekarbonisierung
wiederum mehr Strom benötigt werde. Der Antrag wurde jedoch mit 131 zu 51 Stimmen
(bei 7 Enthaltungen) abgelehnt; einzig die SVP-Fraktion stimmte ihm geschlossen zu.
Einen Tag nach der Ablehnung des Ordnungsantrags Graber machte sich der Nationalrat
an die Differenzbereinigung der Entwürfe 1 und 3, während Entwurf 2 betreffend die
Förderung von neuartigen Technologien und Prozessen schon für die
Schlussabstimmung bereit war und Entwurf 4, der den Ausbau der Photovoltaik betraf
und neu dazu gekommen war, erst noch durch die Kommission vorberaten werden
musste. Mike Egger (svp, SG) vertrat in der Detailberatung die Minderheit Rösti (svp, BE),
welche die Streichung des Sonderprogramms zum Ersatz von Heizungsanlagen sowie
von dessen Finanzierung forderte. Egger war der Ansicht, dass das Parlament durch den
geplanten Ersatz der fossilen Heizungen als «Brandbeschleuniger in Bezug auf die
drohende Strommangellage in der Schweiz» agiere. Umweltministerin Sommaruga
entgegnete, dass mit diesem Programm nicht nur der Ersatz von fossilen Heizungen
angestrebt, sondern auch die Energieeffizienz gefördert werde. Mit dem Ersatz aller
alten Elektrowiderstandsheizungen könnten rund 2 Terawattstunden Strom eingespart
werden. Somit trage diese Vorlage stark zur Versorgungssicherheit in der Schweiz bei,
betonte die Umweltministerin.
Nach zahlreichen Rückfragen seitens der SVP-Fraktion an die Adresse von Sommaruga
wiesen die Kommissionssprechenden Roger Nordmann (sp, VD) und Susanne Vincenz-
Stauffacher (fdp, SG) auf die in der Vorlage noch verbleibenden Differenzen zum
Ständerat hin. Die UREK-NR hatte im Vorfeld beantragt, dem Ständerat in allen Punkten
zu folgen. In der Folge bereinigte der Nationalrat alle Differenzen in den Entwürfen 1
und 3 im Sinne der Kommission und lehnte somit auch den Antrag Rösti mit 117 zu 67
Stimmen (bei 4 Enthaltungen) ab. Für den Minderheitsantrag sprachen sich die
geschlossen stimmende SVP-Fraktion, die Hälfte der FDP.Liberalen-Fraktion sowie
einige Mitglieder der Mitte-Fraktion aus.

Einige Tage später befasste sich der Nationalrat sodann mit dem Entwurf 4, wobei ein
Antrag von Thomas Aeschi (svp, ZG) auf Nichteintreten und Rückweisung der Vorlage an
die Kommission zur Durchführung einer Vernehmlassung vorlag. Susanne Vincenz-
Stauffacher legte dem Plenum die Ausgangslage aus Sicht der Kommissionsmehrheit
dar: Die kleine Kammer habe mit diesem Erlass ein «klares und unmissverständliches
Zeichen für eine sehr rasche Umsetzung von Projekten im Solarbereich gesetzt». Die
Mehrheit der Kommission unterstütze dieses Vorgehen, sehe aber beim Natur- und
Umweltschutz sowie bei der Solarpflicht für Neubauten noch Anpassungsbedarf. Zudem
habe die UREK-NR den Erlass um das Wasserkraftprojekt Grimsel ergänzt. In der Folge
beriet der Nationalrat verschiedene Aspekte der Vorlage im Detail. 
Bei den Neubauten schlug die Kommissionsmehrheit vor, die Pflicht zum Bau einer
Solaranlage auf grössere Bauten ab 300 Quadratmeter Gebäudegrundfläche
einzuschränken. Minderheiten wollten diese Untergrenze von 300 Quadratmetern
reduzieren (Bastien Girod (gp, ZH) und Kurt Egger (gp, TG)), streichen (Mike Egger) oder
vorschreiben, dass 45 Prozent des Stroms im Winterhalbjahr produziert werden müsse
(Michael Graber) oder dass steuerliche Anreize die Solaranlagenpflicht ersetzen sollten
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(Thomas Aeschi).
Die Solaranlagen auf den Infrastrukturflächen des Bundes wollte die
Kommissionsmehrheit bis 2030 ausgerüstet haben, während eine Minderheit Graber –
wie der Ständerat – dem Bund hier keine zeitlichen Vorgaben machen wollte. 
Den grössten Brocken stellten sodann die Solargrossanlagen in den alpinen Gebieten
dar. Hierbei hatte die Kommission gewichtige Änderungen am Beschluss des
Ständerates vorgeschlagen: So wollte die UREK-NR beispielsweise die Pflicht zu einer
UVP im Gesetz belassen und den Bau solcher Anlagen in Mooren, Moorlandschaften und
in Biotopen von nationaler Bedeutung sowie in Wasser- und Zugvogelreservaten
verbieten. Kommissionssprecherin Vincenz-Stauffacher erörterte zudem weitere
Anpassungen, welche die UREK-NR bei Entwurf 4 vorgenommen hatte; diese betrafen
unter anderem die Mindestproduktionsmenge der Anlagen sowie die Pflicht zur
Einreichung einer Wirtschaftlichkeitsrechnung durch die Anlagebetreiber. Auch zu
diesen Punkten lagen einige Minderheitsanträge von linker und rechter Ratsseite vor.
Schliesslich hatte die Kommission den Entwurf des Ständerates noch um einen Artikel
ergänzt, welcher analog zu den Photovoltaikanlagen eine vereinfachte Vorgehensweise
bei der Erweiterung von Speicherwasserkraftwerken vorschlug, wobei das Projekt
Grimsel explizit Aufnahme in den Gesetzesentwurf gefunden hatte. 
Nachdem die einzelnen Minderheitsanträge begründet worden waren und Thomas
Aeschi seinen Nichteintretensantrag aufgrund der Dringlichkeit, für den Winter
genügend Strom zu produzieren, zurückgezogen hatte, folgten die Voten der einzelnen
Fraktionen. Dabei zeigte sich, dass die meisten Fraktionen den Entwurf
grossmehrheitlich unterstützten, doch auch alle Fraktionen mit dem einen oder
anderen Punkt nicht einverstanden waren. Dennoch setzte sich die Mehrheit der
Kommission in allen Punkten durch und der Nationalrat nahm den Entwurf in der
Gesamtabstimmung mit 149 zu 17 Stimmen (bei 26 Enthaltungen) an. Die ablehnenden
Stimmen stammten dabei überwiegend von der SVP-Fraktion, die Enthaltungen von den
Grünen. 56

In den letzten Tagen der Herbstsession 2022 konnten die Räte die Differenzen im
indirekten Gegenvorschlag zur Gletscherinitiative ausräumen und die Beratung dazu
somit abschliessen.
Der Ständerat bereinigte die Vorlage, indem er alle vom Nationalrat vorgenommenen
Änderungen am Entwurf 4 zum Ausbau der Photovoltaik und zum Wasserkraftwerk
Grimsel stillschweigend guthiess. Gemäss Kommissionssprecherin Elisabeth Baume-
Schneider (sp, JU) habe die UREK-SR zwar in Erwägung gezogen, noch Änderungen
anzubringen. Da sie die Beratung aber noch in der Herbstsession abschliessen wollte,
habe sie sich dagegen entschieden. Baume-Schneider erläuterte, dass der Nationalrat
im Vergleich zu seinen früheren Entscheiden wieder stärker auf die
Interessenabwägung zwischen Energieproduktion und Naturschutz gesetzt habe und
der Entwurf nun in Bezug auf die Einhaltung der Verfassung ausgewogener sei.
Bundesrätin Simonetta Sommaruga lobte die Räte dafür, dass diese das vorliegende
Gesetz in so rascher Zeit und in guter Zusammenarbeit erschaffen hatten. Es werde –
zusammen mit dem Mantelerlass – einen Beitrag dazu leisten, dass die Schweiz beim
Ausbau der erneuerbaren Energien vorwärtskommt. 
An den beiden darauffolgenden Tagen stimmten die beiden Räte der
Dringlichkeitsklausel zu. 
Am Tag der Schlussabstimmungen musste sich der Nationalrat noch mit einem
Ordnungsantrag von Michael Graber (svp, VS) auf Rückweisung an die
Redaktionskommission befassen. Dieser bemängelte, dass die Redaktionskommission in
Absprache mit den UREK-Präsidien beschlossen hatte, den ursprünglichen Titel des nun
beschlossenen Gesetzes zu ergänzen. Dieses sollte gemäss Redaktionskommission von
«Bundesgesetz über die Ziele im Klimaschutz» zu «Bundesgesetz über die Ziele im
Klimaschutz, die Innovation und die Stärkung der Energiesicherheit» geändert werden.
Marco Romano (mitte, TI) erläuterte daraufhin im Namen der Redaktionskommission,
dass am Titel eines Gesetzes ersichtlich sein sollte, worum es darin geht. Daher habe
die Redaktionskommission entschieden, den Titel zu ergänzen. Anschliessend wurde
der Ordnungsantrag von Michael Graber mit 143 zu 50 Stimmen abgelehnt; lediglich die
geschlossen stimmende SVP-Fraktion votierte für den Antrag.
Am letzten Tag der Herbstsession 2022 standen in den beiden Räten die
Schlussabstimmungen an. Im Nationalrat kündigte Michael Graber im Rahmen der
Fraktionserklärungen an, dass die SVP das Referendum gegen die Vorlage ergreifen
werde. 
Anschliessend nahm die grosse Kammer das Bundesgesetz über die Ziele im
Klimaschutz, die Innovation und die Stärkung der Energiesicherheit mit 139 zu 51
Stimmen bei 2 Enthaltungen an. Die ablehnenden Stimmen stammten von der SVP-
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Fraktion sowie von einem Mitglied der FDP.Liberalen-Fraktion. Die Änderung des
Energiegesetzes (Ausbau der Photovoltaik und Wasserkraftprojekt Grimsel) nahm der
Nationalrat mit 147 zu 23 bei 22 Enthaltungen an. Während die meisten der
ablehnenden Stimmen aus den Reihen der SVP-Fraktion stammten, ging die Mehrheit
der Enthaltungen auf das Konto der Grünen-Fraktion. 57

In der Wintersession 2022 zog Bastien Girod (gp, ZH) die parlamentarische Initiative
der Grünen zu Investitionen in den Klimaschutz zurück. Girod begründete den Rückzug
mit der Tatsache, dass das Parlament in der Herbstsession 2022 das neue Bundesgesetz
über die Ziele im Klimaschutz, die Innovation und die Stärkung der Energiesicherheit
verabschiedet hat, durch welches der Klimaschutz mehr Bundesmittel erhalten soll, was
auch seine parlamentarische Initiative gefordert hatte. Girod zeigte sich überzeugt,
dass das neue Gesetz auch an einer allfälligen Urnenabstimmung bestehen würde. 58
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Am 19. Januar 2023 und damit fristgerecht reichten Parlamentarier und
Parlamentarierinnen der SVP ihre Unterschriften für das Referendum gegen das
Bundesgesetz über die Ziele im Klimaschutz, die Innovation und die Stärkung der
Energiesicherheit und damit gegen den indirekten Gegenvorschlag zur
Gletscherinitiaitve ein. Die Bundeskanzlei gab einige Tage danach bekannt, dass 103'015
gültige Unterschriften zusammengekommen waren. Damit wird die Stimmbevölkerung
über das neu geschaffene Gesetz entscheiden. 59

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.01.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Am 18. Juni 2023 gelangte der indirekte Gegenvorschlag zur Gletscherinitiative, der
mittlerweile unter dem Titel Bundesgesetz über die Ziele im Klimaschutz, die
Innovation und die Stärkung der Energiesicherheit (KlG) lief und meist als
«Klimagesetz» bezeichnet wurde, zur Abstimmung. Die Vorlage umfasste Fördergelder
für den Ersatz von fossilen Heizungen und für innovative Technologien sowie Ziele und
Richtwerte für die Treibhausgasreduktion, etwa in Form von Reduktionszielen für die
einzelnen Sektoren Verkehr, Industrie und Gebäude. Das grundlegende Ziel der Vorlage
lag in der Erreichung von Netto Null bis 2050. Die einzelnen dafür notwendigen
Massnahmen sollten jedoch erst im Rahmen der Weiterentwicklung des CO2-Gesetzes
festgelegt werden. 

Gegen dieses neue Gesetz hatte die SVP erfolgreich das Referendum ergriffen. Sie
wurde dabei vom HEV und kleineren rechts-konservativen Parteien unterstützt. Die
Gegnerschaft kritisierte, dass die Umsetzung des Gesetzes zwangsläufig zu einem
Verbot von Öl, Gas, Diesel und Benzin führen werde. Infolgedessen würden der
Strombedarf und die entsprechenden Kosten massiv steigen. Der erhöhte Strombedarf
werde wiederum dazu führen, dass die Landschaft mit Windkraftanlagen und
Solarpanels zerstört werde und trotzdem könne es gerade im Winter zu einer
Strommangellage kommen.

Die Befürworterinnen und Befürworter des Klimagesetzes bestanden aus den Parteien
Grüne, SP,  GLP, Mitte, EVP sowie FDP.Liberale. Dazu gesellten sich noch zahlreiche
Organisationen und Verbände, wie etwa Swissmem, der Schweizer Tourismus-Verband
oder auch die Bankiervereinigung. Auch die Kantone, in Form der KdK, unterstützten
das Gesetz. Koordiniert wurden die verschiedenen Akteurinnen und Akteure durch den
eigens für den Abstimmungskampf gegründeten «Verein Klimaschutz», welcher laut
eigenen Angaben über ein Budget von rund CHF 4 Mio verfügte. Das Komitee der
Befürwortenden argumentierte, dass die Vorlage den Klimaschutz stärke, wichtige
Anreize für die Abkehr von Öl und Gas setze und damit auch die Abhängigkeit der
Schweiz von ausländischen Energielieferanten verringere. Die Bevölkerung und die
Schweizer Wirtschaft würden finanziell entlastet, respektive bei der Entwicklung von
klimafreundlichen Technologien unterstützt. Die Umsetzung des Gesetzes geschehe –
entgegen der Einschätzung der Gegnerschaft – ohne Verbote oder neue Abgaben. 

In den Medien gab besonders die Position des HEV Schweiz zu reden. Dieser hatte die
Nein-Parole beschlossen, mehrere kantonale Sektionen sprachen sich jedoch für ein Ja
oder für Stimmfreigabe aus. Aufgrund der Kampagne des HEV, die sich optisch und
inhaltlich an der Kampagne der SVP ausrichtete, gab der damalige Ständerat Ruedi
Noser (fdp, ZH) gar seinen Austritt aus dem HEV bekannt und kritisierte, dass der HEV
von der SVP übernommen worden sei. In den Medien meldeten sich auch die beiden
Klimawissenschaftler Thomas Stocker und Reto Knutti zu Wort. Während sich Stocker
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über die grelle Kampagne der SVP, welche lediglich Ängste schüre, und über einen vom
Komitee «Rettung Werkplatz Schweiz» an fast alle Schweizer Haushalte versendeten
Flyer enervierte – letzterer sei «unerträglich» und voller Unwahrheiten – monierte
Knutti, dass lediglich über die zu befürchtenden Kosten und den Strom gesprochen
werde und nicht über den Nutzen, der in der Erhaltung unserer Lebensgrundlagen
liege.

Wie die APS- Zeitungs- und Inserateanalyse, welche im Vorfeld der Abstimmung
durchgeführt wurde, zeigte, wurde die Abstimmungsvorlage überdurchschnittlich stark
mit Inseraten beworben. Gut zwei Drittel der Inserate stammten dabei aus dem Lager
der Befürwortenden, ein Drittel von den Gegnerinnen und Gegnern. Dieses Verhältnis
deckte sich in etwa mit demjenigen zur Abstimmung über das CO2-Gesetz in 2021. Dem
Anfang Juni 2023 publizierten Zwischenbericht des Fög konnte entnommen werden,
dass das Klimagesetz in den Medien starke Beachtung fand und überwiegend positiv
darüber berichtet wurde. Interessanterweise lösten nicht nur die offiziellen
Kampagnen-Starts von Befürwortenden und Gegnerschaft, sondern auch die
Turbulenzen um die Position des HEV einen Peak in der Medienberichterstattung aus.

In den Vorumfragen fand das Klimagesetz eine hohe, aber über die Zeit abnehmende
Zustimmung. So zeigte etwa die Anfang Juni 2023 veröffentlichte dritte Umfragewelle
von 20 Minuten/Tamedia, dass 56 Prozent der Befragten dem Gesetz zustimmen
wollten (« Ja» oder « Eher Ja»). Der Tages-Anzeiger griff aus dieser Vorumfrage die
Stimmungslage der Anhängerinnen und Anhänger der FDP heraus.
Bemerkenswerterweise beabsichtigten diese grossmehrheitlich, die Vorlage
abzulehnen, obwohl die Partei offiziell die Ja-Parole beschlossen hatte.

Das Abstimmungsresultat vom 18. Juni fiel dann jedoch deutlicher aus, als es die
Vorumfragen prophezeit hatten. Bei einer Stimmbeteiligung von 42.5 Prozent stimmten
fast 60 Prozent der Stimmenden für das neue Klimagesetz. 

Abstimmung vom 18. Juni 2023

Beteiligung: 42.54%
-Ja:  (59.1%)
-Nein:  (40.9%)

Parolen:
-Ja: EVP, FDP (1*), GLP, GPS, Mitte, PdA, SP; SBV, SGB, VPOD
-Nein: EDU, Lega, SVP; HEV (4)
-Stimmfreigabe: SD  
* in Klammern Anzahl abweichender Kantonalsektionen 

Die Vox-Analyse brachte zu Tage, dass die Parteizugehörigkeit respektive -sympathie
ausschlaggebend war für das Stimmverhalten. So sprachen sich lediglich Personen, die
sich als rechtsaussen bezeichneten und/oder sich der SVP zugehörig fühlten,
mehrheitlich gegen das Klimagesetz aus. Anders als bei der Abstimmung im Jahr 2021
votierten die Sympathisantinnen und Sympathisanten der Mitte und der FDP nun
mehrheitlich für das Klimagesetz (64% respektive 66%). Das Geschlecht war ebenfalls
ein wichtiger Faktor beim Abstimmungsverhalten: Frauen legten häufiger ein Ja in die
Urne als Männer (63% respektive 55% Ja-Anteil). Zudem sprachen auch ein hoher
Bildungsgrad sowie ein hohes Salär tendenziell für eine Zustimmung zum Klimagesetz.
Bei den Motiven für oder gegen das Gesetz wurden insbesondere das Thema
«Umweltschutz» und «Kostenfolgen» genannt. Während sich die Befürwortenden also
vor allem einen Ausbau des Umweltschutzes erhofften, kritisierten die Gegnerinnen
und Gegner der Vorlage die Kosten, die mit der Umsetzung des Gesetzes einhergehen.
Die Medien ergänzten, dass wohl auch die Unverbindlichkeit der Vorlage – sie bestand
bekannterweise mehrheitlich aus Zielen sowie Fördergeldern und nicht aus neuen
Abgaben – zum klaren Ja geführt hatte. Zudem wurde an jenem Sonntag, im Gegensatz
zur Abstimmung über das CO2-Gesetz von 2021, nicht noch über weitere
umweltpolitische Anliegen abgestimmt, welche die ländliche Bevölkerung vermehrt an
die Urne gelockt hätte und für mehr Nein-Stimmen hätte sorgen können. Bei der Frage
nach dem « Wie weiter?» waren sich die Medien einig, dass die grosse Arbeit jetzt erst
anfange. Diese bestehe darin, rasch viel Strom zu produzieren. Die politischen Akteure
waren sich jedoch uneinig, wie dies am Besten geschehen solle. Zum einen befand sich
der sogenannte Mantelerlass zur Zeit der Abstimmung über das Klimagesetz auf der
Zielgeraden. Er soll die Erzeugung von Solar- und Windenergie sowie der Wasserkraft
stark vorantreiben. Zum anderen wurde bereits im August 2022 mit der
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Unterschriftensammlung für die Initiative «Jederzeit Strom für alle (Blackout stoppen)»
gestartet, welche sich mehr oder weniger explizit für den Bau neuer Atomkraftwerke
ausspricht. 60

Le président du Centre et conseiller national Gerhard Pfister (ZG) a déposé une
initiative parlementaire afin de faire reposer la loi sur le CO2 sur le principe du
pollueur-payeur. Toute émission de gaz à effet de serre rejetée en Suisse – y compris
les vols d'avion au départ de la Suisse – serait ainsi couplée à l'obligation de payer une
taxe incitative. Cette règle s'appliquerait également à l'ensemble des produits
importés. La hauteur de cette taxe pourrait être adaptée, afin de respecter les objectifs
de réduction des émissions de gaz à effet de serre fixés par la Confédération.
Rappelons que le Conseil fédéral a pris l'engagement de réduire de moitié les émissions
du pays d'ici à 2030 et d'atteindre la neutralité climatique en 2050. Gerhard Pfister
estime que la nouvelle mouture de la loi sur le CO2 présentée par le Conseil fédéral,
suite à l'échec dans les urnes de la précédente loi, manque de «pistes novatrices», d'où
la nécessité d'entreprendre des choses du côté du Parlement.
La Commission de l'environnement, de l'aménagement du territoire et de l'énergie du
Conseil national (CEATE-CN) a décidé, par 12 voix contre 8 et 5 abstentions, de donner
suite à ce texte, la majorité estimant judicieux de récompenser les comportements
vertueux, dans une logique d'économie de marché. La majorité se dit toutefois
consciente de la complexité d'un tel outil qui paraît, de prime abord, simple. Une
minorité de la commission préférerait s'en tenir au système actuel. 61

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.06.2023
KAREL ZIEHLI

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Der Nationalrat lehnte eine parlamentarische Initiative der SP-Fraktion ab, welche für
die Jahre 1994 bis 1996 einen Rahmenkredit von 200 Mio Fr. zur Mitfinanzierung von
kantonalen, kommunalen und privatrechtlich organisierten Projekten verlangte, die sich
spezifisch an arbeitslose Frauen richten. Das Plenum schloss sich damit der Mehrheit
seiner Kommission an, die durchaus anerkannte, dass Frauen im Erwerbsleben immer
noch benachteiligt und von der Arbeitslosigkeit überproportional betroffen sind, die
vorgesehene Finanzierung aber für zu ambitiös und deshalb wenig effizient erachtete.
Mit den 200 Mio Fr. sollten nämlich nur 10% bis 25% der Projektkosten gedeckt werden,
was seitens der Kantone, der Gemeinden oder anderer Trägerschaften insgesamt
Investitionen in Milliardenhöhe bedingen würde, um diese Bundesbeiträge auszulösen.
Sie verwies auch darauf, dass bereits heute im Rahmen des
Arbeitslosenversicherungsgesetzes (AVIG) die Möglichkeit besteht, frauenspezifische
Projekte zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit mit einem wesentlich höheren
Beitragssatz der Arbeitslosenversicherung zu realisieren. Die vorgesehenen Reformen
im teilrevidierten AVIG würden hier zudem noch zu weiteren Ausbaumöglichkeiten
führen. 62

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.10.1994
MARIANNE BENTELI

Mathias Reynard (ps,VS) demande, en reprenant l'initiative parlementaire déposée par
Carlo Sommaruga (ps, GE), de verser 300 millions de francs du bénéfice annuel de la
Banque nationale suisse (BNS) à la Confédération. Ce montant permettrait de créer un
fonds de formation continue et d'insertion professionnelle, destiné en priorité pour la
réinsertion professionnelle des personnes de plus de 50 ans et pour favoriser l'accès
des jeunes à leur premier emploi.
Lors de l'examen préalable, la CSEC-CN a proposé, par 17 voix contre 6, de ne pas
donner suite à l'initiative. La majorité des membres s'oppose à ce que le fonds soit
alimenté par une part du bénéfice de la BNS, rappelant l'indépendance de la banque.
Elle rappelle que le financement des mesures de formation continue a été abordé dans
le message FRI. De plus, le Conseil fédéral, comme indiqué dans son avis relatif à
l'initiative de limitation, entend prendre des mesures pour améliorer la situation des
chômeurs âgés. En revanche, une minorité insiste sur la nécessité de prendre des
mesures. 
Lors du passage au Conseil national, l'initiative a été rejetée par 121 voix contre 69 et 6
abstentions. Seuls les Verts et les socialistes ont supporté la proposition de la
minorité. 63

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.12.2019
DIANE PORCELLANA
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Sozialversicherungen

Erwerbsersatzordnung (EO)

Diskussionslos gab der Nationalrat einer parlamentarische Initiative Allenspach (fdp,
ZH) Folge, welche verlangt dass das Bundesgesetz über die EO dahingehend geändert
wird, dass die Entschädigungen an jeden Dienstleistenden mindestens jenem Betrag
entsprechen, den er im Falle von Arbeitslosigkeit erhielte. Kommission und Plenum
anerkannten zwar, dass die Arbeiten der Verwaltung zur 6. EO-Revision bereits weit
fortgeschritten sind und in die von Allenspach anvisierte Richtung deuten, wollte sich
aber mit der Annahme der parlamentarischen Initiative die Möglichkeit offenhalten, bei
allfälligen Verzögerungen selber legislatorisch tätig werden zu können. 64

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.06.1995
MARIANNE BENTELI

Berufliche Vorsorge

Roland Fischer (glp, LU) forderte im Juni 2020 in einer parlamentarischen Initiative eine
klimaverträgliche Altersvorsorge, indem die BVG-Vorsorgeeinrichtungen zukünftig die
Klimaverträglichkeit ihrer Anlagen messen, darüber berichten und zu verbessern
versuchen müssten. Dies sei für eine Erreichung des Netto-Null-Ziels des Bundesrates
nötig, werde von der Mehrheit der Schweizer Bevölkerung gemäss einer Umfrage der
Hochschule Luzern gewünscht und reduziere das Anlagerisiko, zumal Anlagen in fossile
Energien zukünftig aufgrund von Transformationsprozessen an Wert verlieren könnten.
Umgekehrt wiesen nachhaltige Anlagen kein schlechteres Rendite-Risiko-Profil auf als
traditionelle Anlagen. Mit 15 zu 10 Stimmen sprach sich die SGK-NR gegen zusätzliche
Regulierungen bei den Pensionskassen aus und gab der Initiative daher keine Folge. 65

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.06.2021
ANJA HEIDELBERGER

In Übereinstimmung mit seiner Kommissionsmehrheit sprach sich in der Herbstsession
2021 auch der Nationalrat gegen die parlamentarische Initiative Fischer (glp, LU) für
eine klimaverträgliche Altersvorsorge aus. Benjamin Roduit (mitte, VS) und Marcel
Dobler (fdp, SG) erklärten für die Kommission, dass statt zusätzlicher Vorschriften die
freiwilligen Bemühungen der betroffenen Institutionen – welche es duchaus gebe –
unterstützt werden sollen. Zudem bestünden diesbezüglich bereits Leitlinien des
Bundes. Schliesslich müsse auch beachtet werden, dass die Versicherten die
Anlagerisiken tragen. Diese Meinung teilte in der Folge auch der Nationalrat, der sich
mit 104 zu 84 Stimmen (bei 1 Enthaltung) gegen Folgegeben aussprach. 66

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.09.2021
ANJA HEIDELBERGER

Private Vorsorge

Gegen den Willen einer rot-grünen Minderheit, welche argwöhnte, hier gehe es um ein
verkapptes Steuergeschenk an die Vermögenden, beschloss die sozialpolitische
Kommission des Nationalrates, einer parlamentarischen Initiative Nabholz (fdp, ZH)
Folge zu geben, welche beantragt, die steuerlich privilegierte Säule 3a sei auch für
Nichtberufstätige zu öffnen. Nabholz hatte dabei vor allem die Frauen im Visier, welche
zugunsten von Erziehungs- und Betreuungsarbeiten auf eine Erwerbstätigkeit
verzichten, aber auch Arbeitslose und Invalide. Eine analoge Empfehlung der
Rechtskommission des Ständerates wurde diskussionslos verabschiedet (96.3368). 67

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.09.1996
MARIANNE BENTELI

Mit 109 zu 60 Stimmen gab der Nationalrat einer parlamentarischen Initiative Nabholz
(fdp, ZH) Folge, welche eine Öffnung der Dritten Säule für bestimmte Kategorien
Nichterwerbstätiger verlangt. Konkret davon betroffen werden insbesondere
Hausfrauen sein, die ohne Entlöhnung Erziehungs- und Betreuungsaufgaben
wahrnehmen, sowie Arbeitslose und Invalide. Sie sollen inskünftig ebenfalls den
Steuerabzug für ihre in der individuellen Selbstvorsorge angelegten Mittel geltend
machen können. Eine linke Kommissionsminderheit monierte vergebens, hier handle es
sich in erster Linie um ein verkapptes Steuergeschenk an wohlhabende Kreise, da nur
sie über die dafür notwendigen zusätzlichen Mittel verfügten, währenddem Arbeitslose
und nichterwerbstätige Invalide nur in den seltensten Fällen ein Einkommen erzielten,
welches dieses Sparpotential erlaube. 68

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.03.1997
MARIANNE BENTELI
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Arbeitslosenversicherung (ALV)

Im Juni 2020 reichte die SVP-Fraktion eine parlamentarische Initiative ein, mit der sie
Selbständigerwerbende von der ALV-Beitragspflicht entbinden wollte; gemäss der
aktuellen Regelung müssen Selbständige in arbeitgeberähnlicher Stellung ALV-Beiträge
bezahlen. Da diese keinen Anspruch auf Arbeitslosenentschädigung hätten, sei es «nur
gerecht», sie auch von der Beitragspflicht zu befreien. Die Problematik sei durch die
Corona-Krise noch einmal verdeutlicht worden, als der Bundesrat
Selbständigerwerbenden zeitlich befristet Zugang zu Erwerbsersatz gewährt hatte.
Damit habe er «die diskriminierende Behandlung von Selbständigerwerbenden
bestätigt», betonte die SVP-Fraktion in der Begründung ihrer Initiative. 
Anfang November 2020 beschäftigte sich die SGK-NR mit der Problematik der ALV-
Beitragspflicht für Personen in arbeitgeberähnlicher Stellung und diskutierte neben der
Initiative der SVP-Fraktion auch eine parlamentarische Initiative Silberschmidt (fdp, ZH;
Pa.Iv. 20.406). Diese wollte die Beitragspflicht beibehalten, aber im Gegenzug auch die
entsprechenden Unternehmerinnen und Unternehmer gegen Arbeitslosigkeit
versichern. Letzterem Vorschlag konnte eine Kommissionsmehrheit von 18 zu 7
Stimmen mehr abgewinnen als dem Vorschlag der SVP-Fraktion, zu dem die
Kommission kein Folgegeben riet.
In der Wintersession 2020 behandelte der Nationalrat die Initiative der SVP, wobei
Thomas Aeschi (svp, ZG) und Albert Rösti (svp, BE) die eigene Initiative bewarben und
die Initiative Silberschmidt kritisierten. Letztere öffne dem «Missbrauch Tür und Tor».
Dennoch gab der Nationalrat mit 90 zu 84 Stimmen der parlamentarischen Initiative der
SVP-Fraktion knapp keine Folge. Neben sämtlichen Mitgliedern der SVP-Fraktion sprach
sich auch fast die gesamte FDP.Liberale-Fraktion und eine Minderheit der Mitte-
Fraktion für die Initiative aus. 69

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.11.2020
ANJA HEIDELBERGER

Soziale Gruppen

Soziale Gruppen

Eine von Silvia Schenker (sp, BS) eingereichte und nach Ausscheiden der
Parlamentarierin aus dem Nationalrat von Parteikollegin Yvonne Feri (sp, AG)
übernommene parlamentarische Initiative verlangte, dass in Botschaften zu
Erlassentwürfen jeweils explizit Bezug zur Einhaltung der Sozialziele genommen
werden muss. Schenker hatte ihren Vorstoss damit begründet, dass die Sozialwerke in
den letzten Jahren stark unter Druck geraten seien und dass in den Debatten finanzielle
Aspekte oftmals im Zentrum stünden. Übergeordnete Aspekte programmatischer Natur,
wie sie sich in den Sozialzielen finden, erhielten dadurch zu wenig Beachtung. Die
vorberatende SGK-NR wollte dem Anliegen mit 16 zu 8 Stimmen keine Folge geben. Die
Kommissionsmehrheit war der Ansicht, aufgrund der bereits vorhandenen
Bestimmungen in Art. 141 Abs. 2 des Parlamentsgesetzes, konkret mit der Ziffer g, die
die Berücksichtigung der Auswirkungen auf Wirtschaft, Gesellschaft, Umwelt und
künftige Generationen verlangt, komme den Sozialzielen in den Erlassentwürfen
ausreichend Beachtung zu. Eine linke Minderheit erachtete es dagegen als wichtig, die
sozialen Auswirkungen ebenfalls explizit aufzuführen. 70

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.01.2021
MARLÈNE GERBER

Einer von Silvia Schenker (sp, BS) eingereichten und später von Parteikollegin Yvonne
Feri (sp, AG) übernommenen parlamentarischen Initiative, welche in bundesrätlichen
Botschaften zu Erlassentwürfen explizite Stellungnahmen bezüglich der Einhaltung
der Sozialziele  forderte, gab der Nationalrat Anfang März 2021 mit 115 zu 70 Stimmen
keine Folge. Während die Fraktionen der SP und der Grünen Partei sowie drei
Mitglieder der Mitte-Fraktion die parlamentarische Initiative unterstützten, wurde sie
von einer bürgerlich-liberalen Mehrheit abgelehnt. Der Nationalrat urteilte somit gleich
wie vor ihm bereits eine Mehrheit der SGK-NR, womit die Initiative erledigt war. 71

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.03.2021
VIKTORIA KIPFER
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Asylpolitik

En décembre 2020, le Conseil national a refusé de donner suite à une initiative
parlementaire du député Thomas Matter, qui visait à exclure les réfugiés dits
écologiques ou climatiques de la notion de réfugié figurant dans la loi sur l'asile. Le
texte proposait d'ajouter la mention suivante à l'Art. 3 de la LAsi: «Ne sont pas des
réfugiés les personnes qui sont exposées à de sérieux préjudices ou craignent à juste
titre de l'être en raison de changements affectant leurs ressources naturelles ou le
climat.». Il devait en être de même pour l'attribution du statut d'admission provisoire.
La crainte de l'UDC, qui a d'ailleurs formé la minorité de commission souhaitant entrer
en matière, était que les milieux de gauche et écologiste se servent des débats actuels
sur le climat pour «élargir de façon irresponsable la notion de réfugié». La majorité de
la CIP-CN a en revanche estimé que la définition de la notion de réfugié doit rester
positive et ne pas reposer sur un catalogue de critères négatifs. Elle a en outre ajouté
que chaque personne en procédure d'asile a le droit à un examen de sa situation, afin
de déterminer si sa vie et son intégrité corporelle sont menacées dans son pays
d'origine. 
Un avis que l'ensemble du Conseil national a suivi, rejetant l'initiative par 132 voix
contre 51 et une abstention. 72

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.12.2020
SOPHIE GUIGNARD

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Christian Dandrès (sp, GE) forderte im Dezember 2020 in seiner parlamentarischen
Initiative, dass die Unterstützungsmassnahmen für Freischaffende in Theater und Film
ausgebaut werden. Konkret verlangte der Sozialdemokrat, dass die Rahmenfristen für
die Beitragszeit und für den Leistungsbezug für die Betroffenen von zwei auf vier Jahre
verdoppelt werden sollen und die ersten 60 Tage der Beitragszeit bei befristeten
Stellen doppelt gezählt wird.
Der Kultursektor sei einer der am stärksten durch die Massnahmen gegen die Corona-
Pandemie betroffenen Bereichen, wie Dandrès in der Nationalratsdebatte in der
Sommersession 2021 argumentierte. Trotz der Öffnungsschritte bleibe die Zukunft der
Schweizer Kulturszene ungewiss, Planung sei quasi unmöglich. Dies werde nach Dandrès
dazu führen, dass Kulturschaffende defacto bis zu zwei Jahre nicht arbeiten könnten,
was starke Auswirkungen auf ihren Anspruch auf Arbeitslosenhilfe gehabt habe und
haben werde. Dabei sei zu betonen, dass die Situation von Freischaffenden im
Kultursektor bezüglich Arbeitslosenversicherung bereits vor Corona prekär gewesen sei,
wie bereits im Postulat Maret (mitte, VS) anerkannt wurde.
Die WBK-NR beantragte mit 16 zu 9 Stimmen, der parlamentarischen Initiative keine
Folge zu geben, da die aktuellen Unterstützungsmassnahmen bereits ausreichten und
die in der Initiative vorgeschlagenen Massnahmen zu einer Ungleichbehandlung der
verschiedenen von der Krise betroffenen Sektoren führen würde. Eine Minderheit
Piller-Carrard (sp, FR) beantragte die Annahme der Initiative, weil dadurch die prekäre
Situation der Freischaffenden in Theater und Film, welche die Pandemie ans Tageslicht
gebracht habe, dauerhaft verbessert werden könne. 
Die grosse Kammer folgte der WBK-NR und lehnte die parlamentarische Initiative mit
120 zu 69 Stimmen deutlich ab. Einzig die Fraktionen der SP und der Grünen stimmten
geschlossen für Annahme, unterstützt wurden sie von Jacqueline de Quattro (fdp, VD)
und Benjamin Roduit (mitte, VS). 73

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.06.2021
SARAH KUHN
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Die SP-Fraktion reichte in der Wintersession fünf parlamentarische Initiativen zur
Ankurbelung der Wirtschaft und gegen die zunehmende Arbeitslosigkeit ein. Sie
verlangte damit die Förderung von öffentlichen Investitionen, die Einführung einer
Innovationsrisikogarantie sowie zusätzliche Massnahmen in der Weiterbildung. 74

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.12.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

1) AB NR, 2020, S. 1400 ff.; Bericht SPK-NR vom 14.8.20; SoZ, 16.2.20; TA, 10.3.20
2) Pa.Iv. 19.407
3) Bericht SPK-NR vom 30.1.2020
4) AB NR, 2021, S. 1767 ff.; BBl, 2021 2074
5) AB NR, 2021, S. 2755; AB SR, 2021, S. 1225 f.; AB SR, 2021, S. 1443; AZ, 15.9.21
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